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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Bundesumzugskostengesetz
Pauschvergiitung fiir sonstige Umzugsauslagen
nach § 10 des Bundesumzugskostengesetzes
ab 1. Mérz 2009

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen
- 45-FD 2714.10-001/09 -
Vom 17. Juli 2009

Fiir die Berechnung der Pauschvergiitung nach § 10 des
Bundesumzugskostengesetzes (BUKG) ist das Endgrundgehalt
der Besoldungsgruppe A 13 nach Anlage 1 des Brandenburgi-
schen Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2008
maligebend (Besoldungsniveau West).

Gemil § 5 des Brandenb urgischen Besoldungs- und Versor-
gungsanpassungsgesetzes 2009/2010, das durch Artikel 1 des

Gesetzes zur Anderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom
7. Juli 2009 (GVBL I S. 198) erlassen wurde, wurden die geédn-
derten Betrdge durch Bekanntmachung der Neufassung der An-
lagen 1 bis 23 des Brandenburgischen Besoldungs- und Versor-
gungsanpassungsgesetzes 2008 im Gesetz- und Verordnungs-
blatt I Seite 200 werdffentlicht. Dadurch ergeben sich neue Pausch-
betrdge nach § 10 BUKG. Die Pauschbetrdge ab 1. Marz 2009
und 1. Mérz 2010 sind den beigefiigten Anlagen zu entnehmen.

Die mit Rundschreiben des Ministeriums der F inanzen - 45.5-
2714-10.1 - vom 20. Dezember 2007 (ABI. 2008 S. 71) tiber-
sandte Anlage 1 (Ubersicht der P auschvergiitung fiir sonstige
Umzugsauslagen nach § 10 des Bundesumzugsk ostengesetzes
ab 1. Januar 2008) gilt nur noch fiir Anwendungsfille bis ein-
schlielich 28. Februar 2009. Die Anlage 1 des zuvor genannten
Rundschreibens ist damit tiberholt und wird ab 1. Mérz 2009
aufgehoben.
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Anspruch auf Reisekostenvergiitung
nach § 3 des Bundesreisekostengesetzes
- Vorlage der mafigeblichen Kostenbelege -

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen
-45-FD 2704.3-001/08 -
Vom 22. Juli 2009

Der Anspruch auf Reisek ostenvergiitung setzt v oraus, dass
Dienstreisende die dienstlich veranlassten notwendigen Reise-
kosten durch Vorlage der mafigeblichen Kostenbelege innerhalb
einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach beendeter Dienst-
reise nachweisen miissen (§ 3 Absatz 1 des Bundesreisekosten-
gesetzes - BRKGQG). Ferner konnen die zusténdigen Stellen die
Vorlage dieser Belege bis zum Ablauf von sechs Monaten nach
Antragstellung verlangen (Kann-Bestimmung). Mafigeb liche
Kostenbelege sind beispiels weise Fahrkarten, Flugscheine,
Unterkunfts- oder Hotelrechnungen, Mietwagenabrechnungen,
Park-/Taxiquittungen, Eintrittskarten fiir dienstliche Veranstal-
tungen, Ausziige aus Bonuspro grammen, Tankquittungen bei
Benutzung eines Dienst-Kraftfahrzeugs, Mautgebiihren, Tele-
fonkosten und Ahnliches. Nach Nummer 3.1.3 derAllgemeinen
Verwaltungsvorschrift des Landes Brandenb urg zum Bundes-
reisekostengesetz (BbgBRKGVwV) kann die oberste Dienst-
behorde bestimmen, dass Ausgaben bis zu 10 Euro je Tag einer
Dienstreise nicht durch Belege nachgewiesen werden miissen.

Im Hinblick auf die beabsichtigte Zentralisier ung der Berech-
nung der Reisekostenvergiitung in der Landesv erwaltung und
deren Ubertragung auf die Zentrale Beziigestelle des Landes
Brandenburg (ZBB) erging am 24. Juni 2008 ein Erlass fiir den
Geschiftsbereich des Ministeriums der Finanzen beziiglich des
Verzichts auf Vorlage beziehungsweise des Nachweises reise-
kostenrechtlicher Belege. Diese Regelung trat am 1. Juli 2008 in
Kraft und war befristet anzuwenden. Die befristete Anwendung
dieses Erlasses diente zundchst der Eprobung. Wihrend der Er-
probungszeit wurden nach bestimmten Vorgaben Reisekosten-
falle iiberpriift, die nicht zu beanstanden w aren; Missbrauchs-
falle wurden nicht bekannt.

Zusammenfassend konnte festgestellt werden, dass die hier in
Rede stehende Regelung effektiv ist und einen Beitrag zur wei-
teren Umsetzung des Abrechnungsverfahrens auf elektroni-
schem Wege leistet. Im Interesse einer einheitlichenVerfahrens-
weise im Bereich der Landesverwaltung, insbesondere zur Vor-
bereitung eines zentralisierten Abrechnungsverfahrens bei der
ZBB, werden die obersten Landesbehorden gebeten, eine v er-
gleichbare Regelung fiir ihren Geschéftsbereich zu erlassen, so-
weit Reisekostenfille noch nicht zentral von der ZBB bearbeitet
werden. Die Gemeinden und Gemeindeverbénde sowie die sons-
tigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Korperschaften,
Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts werden eben-
falls gebeten, eine vergleichbare Regelung fiir ihren Zustdndig-
keitsbereich zu erlassen.

Auf Grund des § 3 Absatz 1 BRKG in Verbindung mit der Text-
ziffer 3.1.3 BbgBRKGVwV wird fiir den Geschiftsbereich des
Ministeriums der Finanzen einschlie8lich des Ministeriums mit
sofortiger Wirkung folgende Regelung erlassen:

1 Kostenbelege bis zu 10 Euro

Mafgebliche Kostenbelege fiir Ausgaben bis zu 10 Euro je Tag
einer - auch mehrtégigen - Dienstreise miissen nicht nachgewie-
sen und brauchen nicht v orgehalten beziehungsweise aufbe-
wahrt werden. Ungeachtet dessen sind diese Ausgaben im Er-
stattungsantrag Reisekosten nach Zweck und Hohe im Einzel-
nen anzugeben und gegebenenfalls zu begriinden. Beriicksichti-
gungsfihig sind im Ubrigen nur solche Kosten, die nach den Re-
gelvorschriften des BRKG erstattungsféhig und unmittelbar
durch das Dienstgeschift veranlasst worden sind.

2 Kostenbelege von insgesamt mehr als 10 Euro
MaBgebliche Kostenbelege fiir Ausgaben sind der ZBB bei einer

- ecintdgigen Dienstreise von mehr als 10 Euro, aber weniger
als 60 Euro oder

- mehrtdgigen Dienstreise von mehr als 10 Euro und hochs-
tens 60 Euro je Tag, maximal bis zu einem Gesamtbetrag
von 200 Euro fiir die gesamte Dienstreise,

nur auf Verlangen, in allen anderen Féllen uverziiglich mit dem
Erstattungsantrag Reisekosten vorzulegen oder nachzureichen.

Ungeachtet dessen sind dieAusgaben im Erstattungsantrag nach
Zweck und Hohe im Einzelnen immer anzugeben und gegebe-
nenfalls zu begriinden. Beriicksichtigungsfihig sind im Ubrigen
nur solche Kosten, die nach den Re gelvorschriften des BRKG
erstattungsfahig und unmittelbar durch das Dienstgeschéft ver-
anlasst worden sind. Ferner ist zu beachten, dass Uber nach-
tungskosten immer dem vorhergehenden Tag zuzurechnen sind
(beispielsweise sind Uber nachtungskosten fiir die Nacht v on
Montag auf Dienstag den Tageskosten des Montags zuzurech-

nen).

Sofern mafigebliche Kostenbelege nur aufVerlangen vorzulegen
sind, sind Dienstreisende verpflichtet, diese fiir einen Zeitraum
von sechs Monaten nach Antragstellung aufzubewahren; bei
Unterlassung kann der Anspruch auf Reisekostenvergiitung ab-
gelehnt werden (§ 3 Absatz 1 Satz 4 BRKG).

Sofern die mafgeblichen Kostenbelege nicht vorzulegen sind, ist
der Antrag des Dienstreisenden mit den Angaben zum Zweck
und zur Hohe der Ausgaben die be griindende Unterlage zur
formlichen Zahlungsanordnung im Sinne der Verwaltungsvor-
schrift Nummer 10.1 zu § 70 der Landeshaushaltsordnung. Bei
Vorlage der mafigeblichen Kostenbelege sind diese er gdnzend
als begriindende Unterlagen der fomlichen Zahlungsanordnung
beizufiigen.
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Erlass des Ministeriums fiir Wirtschaft
des Landes Brandenburg
iiber die Gewihrung von ,,Kleinbeihilfen*

Vom 31. Juli 2009

Angesichts der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise hat die
Européische Kommission einen befristeten beihilferechtlichen
Rahmen' geschaffen, damit die Mitgliedstaaten geeignete Maf3-
nahmen ergreifen konnen, um der Krise entgegenzuwirken. Auf
der Basis dieses Rahmens hat die Européische Kommission die
,~Bundesregelung Kleinbeihilfen? genehmigt, nach der in der
Bundesrepublik Deutschland ,,Kleinbeihilfen bis zu einem
Héchstbetrag von 500 000 Euro gewéhrt werden kénnen.

Auf der Grundlage der ,,Bundesregelung Kleinbeihilfen* kon-
nen aus den nachfolgend genannten Forder programmen, riick-
wirkend vom 1. Januar 2009 bis zum 31. Dezember 2010, auch
,»Kleinbeihilfen* gewéhrt werden:

- Richtlinie des Ministeriums fiir Wirtschaft iiber die Gewéh-
rung von Zuschiissen an kleine und mittlere Untemehmen im
Land Brandenburg zur Beschiftigung von Innovations- und
AuBenwirtschaftsassistenten/-assistentinnen vom 1. Juli 2007
(ABL. S. 1551), gedndert durch die Bekanntmachung vom
3. Juni 2009 (ABI. S. 1191)

- Richtlinie des Ministeriums fiir = Wirtschaft ,,Impulspro-
gramm zur Forder ung von Netzwerken in den Re gionen
Brandenburgs* (Impulsprogramm) vom 23. Dezember 2008
(ABL. 2009 S. 423)

- Richtlinie des Ministeriums flirWirtschaft zur Férderung der
Unternehmensaktivitidten im Management, Marketing, Mes-
sen und MarkterschlieBung im In- und Ausland von kleinen
und mittleren Unter nehmen (M?) vom 18. F ebruar 2009
(ABL. S. 478)

Werden die Férder mainahmen als ,,Kleinbeihilfen* ge wiéhrt,
wird im Rahmen der Forder ung sichergestellt, dass die Zuwen-
dungsvoraussetzungen der genehmigten ,,Bundesregelung Klein-
beihilfen* eingehalten werden. Danach sind insbesondere folgen-
de beihilferechtliche Festlegungen zu beachten:

Werden ,,Kleinbeihilfen* gewéhrt, erfolgt in dem Bewilligungs-
dokument ein Rechtsgrundlagenhinweis auf diesen Erlass und
die ,,Bundesregelung Kleinbeihilfen®.

Zur Uberwachung der Hochstbetragsgrenze legt der Antragsteller
der Bewilligungsstelle eine Erklarung vor, in der alle ab dem 1. Ja
nuar 2008 erhaltenen/beantragten ,,De-minimis-Beihilfen* und
alle erhaltenen/beantragten ,,Kleinbeihilfen anzugeben sind.

Diese Regelung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft.
Sie tritt am 31. Dezember 2010 aufer Kraft.

! Voriibergehender Gemeinschaftsrahmen fiir Staatliche Beihilfen zur Erleich-
terung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln in der ge genwirtigen Finanz-
und Wirtschaftskrise, ABI. C 16 vom 22.1.2009, S. 1
Genehmigungsschreiben der Europdischen K ommission D/208679 v om
30.12.2008

Erste Satzung
zur Anderung der Hauptsatzung
fiir die Regionale Planungsgemeinschaft
Uckermark-Barnim

Bekanntmachung
des Ministeriums fiir Infrastruktur und Raumordnung
Vom 22. Juli 2009

AufGrund des § 18 Absatz 1 Satz 1 der Hauptsatzung fiir die Re-
gionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim vom 19. No-
vember 2007 (ABI. S. 2435) macht das Ministerium fiir Infra-
struktur und Raumordnung als Landesplanungsbehdrde nach-
folgend die Erste Satzung zur Anderung der Hauptsatzung fiir
die Regionale Planungsgemeinschaft Uck ermark-Barnim be-
kannt:

Erste Satzung
zur Anderung der Hauptsatzung
fiir die Regionale Planungsgemeinschaft
Uckermark-Barnim

Auf Grund des § 8 des Gesetzes zur Re gionalplanung und zur
Braunkohlen- und Sanierungsplanung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. Dezember 2002 (GVBI. 2003 I S. 2) hat
die Regionalversammlung der Re gionalen Planungsgemein-
schaft Uckermark-Barnim am 23. Februar 2009 folgende Erste
Satzung zur Anderung der Hauptsatzung fiir die Regionale Pla-
nungsgemeinschaft Uckermark-Barnim beschlossen.

Artikel 1
Anderung der Hauptsatzung

Die Hauptsatzung fiir die Re gionale Planungsgemeinschaft
Uckermark-Barnim vom 19. November 2007 (ABI. S. 2435)
wird wie folgt gedndert:

1. § 5 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Nummer 1 w erden die Worter ,,Landes-
betrieb fiir Datenverarbeitung und Statistik™ durch die
Worter ,,Amt fiir Statistik Berlin-Brandenburg* ersetzt.

b) In Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,,17* durch die
Angabe ,,18“ und die Angabe ,,23* durch die Angabe
.22 ersetzt.

c) In Absatz 2 Satz 1 w erden die Worter ,,des § 44 der
Landkreisordnung (LKrO)“ durch dieWérter ,,der §§ 41
und 43 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg* ersetzt.

2. § 7 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 4 Satz 1 w erden die Worter ,,§ 47 der Ge-
meindeordnung (GO)“ durch die Worter ,,§ 39 Absatz 1
und 2 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg” ersetzt.



1572 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 32 vom 19. August 2009

b) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: Genehmigt: im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern

»Die §§ 22 und 31 der kmmunalverfassung des Landes Potsdam, den 2. Juli 2009
Brandenburg gelten entsprechend.*
Ministerium fiir Infrastruktur und Raumordnung

c) Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

Im Auftrag
»$ 36 Absatz 2 der K ommunalverfassung des Landes Schirmer
Brandenburg gilt entsprechend.”
3. § 8 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: Ausgefertigt:
,»(4) Fir die Wahl und Abwahl des Regionalvorstandes gel- Eberswalde, den 13. Juli 2009
ten die §§ 39 Absatz 1 Satz 5 und 6 und 40 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg entsprechend.* Bodo Ihrke
4. § 10 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: Vorsitzender der Regionalversammlung

Uckermark-Barnim

»$ 31 Absatz 2 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg gilt entsprechend.

5. § 11 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

Richtlinie
des Ministeriums fiir Infrastruktur und
,Die §§ 39 Absatz 1 Satz 5 und 6 und 40 der K ommunal- Raumordnung des Landes Brandenburg
verfassung des Landes Brandenburg gelten entsprechend.* fiir die Aufstellung, Fortschreibung, Anderung

und Ergéinzung von Regionalplinen
6. § 12 wird wie folgt gedndert:

Vom 3. Juli 2009
a) Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

,»§ 43 der Kommunalverfassung des Landes Branden- Inhalt:
burg gilt entsprechend.*
A Regionalplan

b) In Absatz 3 wird als Satz 1 folgender Satz eingefiihr t:

1 Grundstruktur
»Ausschiisse werden durch die Re gionalversammlung 2 Inhalt
aus dem Kreis der Regionalrite gewdhlt.” 3 Gestaltung
4 Réaumliche und sachliche Teilplane
Artikel 2 B Aufstellungsverfahren
Inkrafttreten 5 Aufstellung
. . . . 6 Beteili
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntma- sle? 1Bung
. ) . 7 Abwigung
chung im Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft.
8 Satzungsbeschluss

C Genehmigungsverfahren

Eberswalde, den 13. Juli 2009 9 Genehmigungsverfahren
10 Einsichtnahme und Veréffentlichung
Bodo Ihrke D Inkrafttreten der Richtlinie
Vorsitzender der Regionalversammlung Anlage: Darstellung und Anwendungsvorgaben fiir Festle-

Uckermark-Barnim gungen
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Regionalplan

Der Triger der Regionalplanung hat die Aufgabe, Regio-
nalpldne aufzustellen, fortzuschreiben, zu dndern oder zu
ergdnzen. Mit dem Re gionalplan sind die unterschied-
lichen Anforderungen an den Raum aufeinander abzu-
stimmen, Konflikte auszugleichen und Vorsorge fiir ein-
zelne Raumfunktionen und Raumnutzungen zu tref fen.
Dies erfordert in der Regel einen die verschiedenen
raumwirksamen Fachplanungen und die kommunalen
Belange integrierenden Planungsansatz (Integrierter Regio-
nalplan).

Grundstruktur

Der Festlegungsteil des Regionalplanes besteht aus te xt-
lichen und zeichnerischen Festlegungen (Ziele und Gund-
sitze der Raumordnung). Der Begriindungsteil enthélt Be-
griilndungen der Plansétze sowie als gesonderten Teil den
Umweltbericht sowie die Priifung der Fauna-Flora-Habi-
tat(FFH)-Vertraglichkeit.

Inhalt

Die Festlegungen in den Regionalpldnen diirfen Landes-
raumordnungspldnen nicht widersprechen und sollen
kommunale Planungen, regionale Leitbilder und Konzep-
te beriicksichtigen.

Der Regionalplan vertieft die Grundsitze und Ziele des
Raumordnungsgesetzes (ROG) und der hochstufigen
Raumordnungspléne im Rahmen der in § 2 Absatz 1 des
Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und
Sanierungsplanung (RegBkP1G) benannten Themen fiir
die Region.

a) In allen Regionen sind Festlegungen geméfl Anlage,
Abschnitt 1 zu treffen.

b) Festlegungen gemél Abschnitt 2 der Anlage sollen
nur dann getroffen werden, wenn die Regelungen der
hochstufigen Raumordnungsplidne (Landesentwick-
lungsprogramm [LEPro], Landesentwicklungsplan
[LEP]) nicht ausreichen, um eine geordnete Ent-
wicklung in der Region sicherzustellen, und der Ein-
griff in die gemeindliche Planungshoheit erforder-
lich ist. Die Anwendungsvorgaben der Anlage sind
einzuhalten.

c) Weitere Festlegungen konnen getroffen werden, soweit
sie die Re gelungskompetenzen der Raumordnung
nicht {ibersteigen.

d) Festlegungen aus iiber geordneten Programmen und
Plénen der Raumordnung oder aus Fachplidnen sollen
dann nachrichtlich tibernommen werden, wenn dies
zum Verstindnis der materiellen Inhalte des Regional-
planes erforderlich oder sinnvoll ist (Abschnitt 3 der
Anlage).

2.2

23

2.4

2.5

3.1

32

33

34

3.5
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Die Begriindung dient der Erlduterung der Festlegungen.
Es miissen die fiir die planerische ~Abwégung maligeb-
lichen Gesichtspunkte in der Be griindung angesprochen
werden.

Bei der FFH-Vertraglichkeitspriifung sind die Bestimmun-
gen des § 2aAbsatz 7 RegBkPIG und der Verwaltungsvor-
schrift der Landesregierung zur Anwendung der §§ 19a bis
19f des Bundesnaturschutzgesetzes' in Brandenburg, ins-
besondere zur Vertriglichkeitspriifung nach der FFH-
Richtlinie, vom 24. Juni 2000 (ABL. S. 358) zu beachten.

Der Umweltbericht ist Bestandteil der Strategischen Um-
weltpriifung, die nach den Bestimmungen des § 2a RegBkP1G
durchzufiihren ist.

Im Rahmen der Erarbeitung des Regionalplanes koénnen
auch konzeptionelle Planungsansétze einbezogen und in
einer Entwicklungskonzeption zusammengefiihrt werden.

Gestaltung

Den einzelnen Abschnitten des Festlegungsteiles konnen
Begriffsdefinitionen iiber die darin angewendeten Pla-
nungskategorien vorangestellt werden.

Die Verbindung von textlichen und zeichnerischen Festle-
gungen ist durch einen Kartenverweis im Textteil des Pla-
nes und durch plansatzbezogene Querverweise (Plansatz-
nummer), die dem Legendensymbol der F estlegungs-

karten (vgl. Anlage) zuzuordnen sind, zu gewéhrleisten.

Esist eine klareTrennung von beachtenspflichtigen Zielen
der Raumordnung und beriicksichtigungspflichtigen
Grundsitzen der Raumordnung vorzunehmen (§ 7 Absatz 4
ROG). Die Ziele sind mit ,,Z“, die Gundsétze mit ,,G“, die
Ubernahmen hochstufiger landesplanerischer Festlegun-
gen mit ,,L“, ergdnzt um die in Klammer stehende hoch-
stufige Einordnung ([Z], [G]), und nachrichtliche Uber-
nahmen aus Fachpldnen mit ,,N* zu kennzeichnen. Plan-
sitze sind durchlaufend zu nummerieren.

Die Hauptkarten sind im Mafstab 1 : 100 000 auf der Ba-
sis einer v on der Landesplanungsbehorde festgele gten
Grundlagenkarte zu erstellen.

Das Einholen von Genehmigungen von dariiber hinaus-
gehenden Nutzungsrechten zur Vervielfaltigung sowie zur
Digitalisierung liegt in der Verantwortung der Regionalen
Planungsgemeinschaft.

Réumliche und sachliche Teilpline
Fiir die Teilplédne gelten die Vorschriften iiber das Auf-

stellungs- und Genehmigungsverfahren gemafl den Num-
mern 5 bis 9 dieser Richtlinie entsprechend.

BNatSchG a. F, jetzt §§ 32 bis 38
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Aufstellungsverfahren
Aufstellung

Fiir die formelle und materielle RechtmaBigkeit des Auf-
stellungsverfahrens ist der Tridger der Re gionalplanung
verantwortlich. Dies gilt insbesondere auch fiir die  An-
wendung von Rechtsvorschriften bei allen Satzungsv er-
fahren.

Die Regionalversammlung fasst einen Beschluss iiber die
Aufstellung des Regionalplanes.

Die Regionale Planungsgemeinschaft stellt auf der Grund-
lage einer Raumstrukturanalyse den iiber die ob ligatori-
schen Planinhalte hinausreichenden optionalen Planungs-
bedarf fiir die Region fest und erarbeitet einen Vorentwurf
des Regionalplanes.

Eine Strategische Umweltpriifung ist auf Basis von § 9 ff.
ROG in Verbindung mit § 2a Re gBkPIG durchzufiihren.

Der Vorentwurf des Regionalplanes wird der Regionalver-
sammlung zur Billigung vorgelegt. Die Re gionalver-
sammlung fasst den Beschluss zur Er6ffnung des Beteili-
gungsverfahrens zum Entwurf des Regionalplanes.

Beteiligung

Die Regionale Planungsgemeinschaft beteiligt die in § 2
Absatz 5 RegBkPIG genannten Stellen sowie die Offent-
lichkeit gemdl3 § 2a Absatz 7 RegBkPIG.

Die Regionale Planungskonferenz (RPK) ist gemal Arti-
kel 11 des Landesplanungsvertrages frithzeitig unter An-
gabe der Planungsabsichten zu unterrichten.

Abwigung

Die in den Stellungnahmen enthaltenen Anregungen und
Bedenken der beteiligten Stellen und der Offentlichkeit
werden nach Abwégung in den Regionalplanentwurf und
den Umweltberichtsentwurf ganz oder teil weise aufge-
nommen oder verworfen. Die Abwigungsentscheidungen
sind zu begriinden.

Bei der Aufstellung der Regionalpléne sind sonstige 6f-
fentliche Belange sowie private Belange in der Abwégung
zu berticksichtigen, soweit sie auf der Regionalplanungs-
ebene erkennbar und von Bedeutung sind.

Der Abwiagungsprozess und das Abwagungsergebnis sind
in einer tabellarischen Dokumentation nachvollziehbar
aufzubereiten.

Die Abwigungsempfehlung zu den eingegangenen Anre-
gungen und Bedenken der obersten Landesbehorden sovie

7.4

7.5

7.6

des Bundes und der Bundesstellen im Lande ist der Lan-
desplanungsbehorde frithzeitig zur Kenntnis zu geben.

Sollten im Ergebnis der Abwigung Anderungen der Fest-
legungen des Regionalplanentwurfes vorgenommen wer-
den, ist durch den Plantrager unter Einbeziehung der Lan-
desplanungsbehorde zu priifen, ob und ge gebenenfalls in
welchem Umfang eine Wiederholung des Beteiligungsver-
fahrens notwendig ist. Der Kreis der Beteiligten kann auf
die von der Anderung betroffene Offentlichkeit sowie die
in ihren Belangen beriihrten offentlichen Stellen be-
schrinkt werden, wenn durch die Anderung des Planent-
wurfes die Grundziige der Planung nicht beriihrt werden
(§ 10 Absatz 1 Satz 4 ROG).

Dem im Ergebnis des Abwiagungsprozesses zu iiberarbei-
tenden Entwurf eines Regionalplanes ist hinsichtlich der
Umweltpriifung eine zusammenfassende Erklarung beizu-
fiigen iiber die Art und Weise, wie Umwelterwégungen,
der Umweltbericht, die in der Behorden- und Offentlich-
keitsbeteiligung abgegebenen Stellungnahmen und die Er-
gebnisse der durchgefiihr ten Beteiligungsverfahren im
Plan beriicksichtigt wurden und aus welchen Griinden der
Plan nach Abwégung mit den gepriiften, in Betracht kom-
menden alternativen Planungsmoglichkeiten gewéhlt wur-
de (§ 11 Absatz 3 ROG).

Die Abwigungsdokumentation und Infor mationen iiber
den Ablauf des Verfahrens sind in einem Bericht zu-
sammenzufassen.

Darin sind:

a) Angaben zum Gegenstand, zum zeitlichen Ablauf, zu
den Phasen und zum quantitativen Umfang des Betei-
ligungsverfahrens zu machen,

b) der Nachweis iiber die Beteiligung der Stellen nach § 2
Absatz 5 RegBkPIG und der Offentlichkeit nach § 2a
Absatz 7 RegBkPIG zu beteiligten Stellen zu fithren
mit der K ennzeichnung, welche der aufgeforder ten
Trager offentlicher Belange und Personen des Privat-
rechts eine Stellungnahme abgegeben haben und wel-
che nicht. In einem gesonderten Abschnitt sind Anga-
ben iiber die Beteiligung des Bundes, der Behorden
des Bundes im Lande und gegebenenfalls der Repub-
lik Polen zu machen,

¢) in zusammengefasster Form die in den Stellungnah-
men der beteiligten Stellen zum Ausdruck kommen-

den fachlichen Schwerpunkte zu benennen,

d) Anderungsdokumentationen des Planes enthalten.

Satzungsbeschluss

Die Regionalversammlung billigt die Ergebnisse der Ab-
wigung und beschlieit den Regionalplan als Satzung.
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Genehmigungsverfahren
Genehmigungsverfahren

Der Antrag der Regionalen Planungsgemeinschaft auf Ge-
nehmigung der Satzung ist bei der Landesplanungsbehor-
de zu stellen und muss mindestens enthalten:

a) die ausgefertigte Satzung mit dem ausgefertigten Text-
und Kartenteil,

b) den als Satzung festgesetzten Regionalplan und die
zusammenfassende Erkliarung einschlieBlich der FFH-
Vertraglichkeitspriifung und des Umw eltberichtes in
der Anzahl von 20 Exemplaren und zusitzlich in digi-
taler Form (Text und Karte),

¢) den Satzungsbeschluss der Re gionalversammlung
iiber den Regionalplan,

d) den Nachweis aller zum Re gionalplan gefassten Be-
schliisse,

e) den Bericht iiber das Erarbeitungsverfahren.

Von der Regionalen Planungsgemeinschaft sind au8erdem
die Originalunterlagen (Stellungnahmen derTréger 6ffent-
licher Belange, Ergebnisprotokolle der Erdrterungen) zur
Priifung durch die Landesplanungsbehorde geméf § 2Ab-
satz 8 RegBKPIG bereitzuhalten.

Bei Genehmigung mit Nebenbestimmungen werden diese
durch einen Beitrittsbeschluss des Tragers der Regional-
planung zum Bestandteil der Satzung erklért.

Nach erfolgter Genehmigung ist die Satzung durch den
Vorsitzenden der Regionalen Planungsgemeinschaft ein-
schlieBlich der Ausfertigung des Text- und Kartenteiles er-
neut auszufertigen.

10

10.1

10.2
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Einsichtnahme und Veroffentlichung

Die Regionale Planungsgemeinschaft hat die technische

Vorbereitung der Veréffentlichung vorzunehmen und der
Landesplanungsbehorde die Verdffentlichungsmaterialien
zum Regionalplan entsprechend der genehmigten Fassung
vollstindig und in druckfahigem Format zu {ibergeben.

Die Landesplanungsbehérde verdffentlicht die Satzung im
Amtsblatt fiir Brandenburg. Bei der Bekanntmachung fin-
det § 12 Absatz 5 ROG Anwendung.

Nach seinem Inkrafttreten ist ein Regionalplan mit der Be-
griindung einschlieBlich der zusamment assenden Erkla-
rung und der benannten Uberw achungsmafBnahmen bei
der Regionalen Planungsgemeinschaft, den Landkreisen
und den kreisfreien Stédten, deren Gebiet vom Geltungs-
bereich des Planes umfasst wird, zur Einsichtnahme fiir je-
dermann niederzulegen und zusétzlich im Inter net unter
der Adresse der Regionalen Planungsgemeinschaft einzu-
stellen. Die Bekanntmachung des Regionalplanes hat den
Hinweis zu enthalten, an welchen Orten und unter welcher
Internetadresse der Regionalplan und die Begriindung ein-
schlieBlich der zusammenfassenden Erkldrung und der be-
nannten UberwachungsmaBnahmen eingesehen w erden
konnen.

Inkrafttreten der Richtlinie

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Verdffentlichung im
Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Richtlinie des Ministeriums fiir Land-
wirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes
Brandenburg fiir die Aufstellung, Fortschreibung, Ande-
rung und Ergéinzung von Regionalpldanen vom 14. Septem-
ber 2004 (ABL. S. 750) auBer Kraft.
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Verbandssatzung des Zweckverbandes IL
Bundesgartenschau 2015 Havelregion
Die Verbandssatzung hat folgenden Wortlaut:
Bekanntmachung des Ministeriums des Innem
AZ:111/1.12-347-50
Vom 17. Juli 2009

Verbandssatzung des Zweckverbandes
Bundesgartenschau 2015 Havelregion

I

1. Aufgrund des § 10 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes iiber kom- Priambel
munale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG)
in der Fassung der Bekanntmachung v om 28. Mai 1999 Gemil § 4 Absatz 1, § 7, § 9Absatz 1 des Gesetzes {iber kommu-
(GVBI. I S. 194), zuletzt gedndert durch Artikel 8 des Ge- nale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenturg (GKG) in der Fas-
setzes vom 23. September 2008 (GVBI. I S. 202), genehmi- sung der Bekanntmachung vom 28. Mai 1999 (GVBI. I S194),
ge ich als zustindige Aufsichtsbehdrde gemal § 27Absatz 1 zuletzt gedndert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 23. Septem-
Nummer 1 Buchstabe b GKG die  Verbandssatzung des ber 2008 (GVBI. I S. 202), sowie des Gesetzes liber den Staats-
Zweckverbandes Bundesgartenschau 2015 Havelregion vertrag zwischen dem Land Brandenburg und dem Land Sach-
vom 7. Juli 2009. sen-Anhalt iiber die g renziiberschreitende kommunale Zu-

sammenarbeit in Zw eckverbidnden und durch Zw eckverein-

2. Aufgrund des § 4 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes iiber k om- barungen vom 9. Oktober 1997 (GVBL. I S. 108), \ereinbaren die
munale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) Stadt Brandenburg an der Havel, die Stadt Rathenow, die Stadt
in der Fassung der Bekanntmachung v om 28. Mai 1999 Premnitz, das Amt Rhinow, die Hansestadt Havelberg des Land-
(GVBI. I S. 194), zuletzt geéndert durch Artikel 8 des Ge- kreises Stendal (Bundesland Sachsen-Anhalt) und die Deutsche
setzes vom 23. September 2008 (GVBI. I S. 202) inVerbin- Bundesgartenschau Gesellschaft mbH (DBG) zur Bildung des
dung mit Artikel 1, Artikel 2 Nummer 1 und Artikel 3 Ab- Zweckverbandes Bundesgartenschau 2015 folgende Verbands-
satz 2 des am 29. November 1997 in Kraft getretenen Staats- satzung:
vertrages zwischen dem Land Brandenburg und dem Land
Sachsen-Anhalt iiber die grenziiberschreitende kommunale
Zusammenarbeit in Zw eckverbdnden und durch Zw eck- §1
ve.relgbarungen vom.8. April .1997 (GVBI.IS. 108) geneh- Mitglieder, Name, Verbandsgebiet,
mige ich als zustdndige Aufsichtsbehorde gemédB § 27 Ab- Sitz und Rechtsform des Verbandes

satz 1 Nummer 1 Buchstabe b GKG die Mitgliedschaft der
Hansestadt Havelberg des Landkreises Stendal im Zw eck-
verband Bundesgartenschau 2015 Havelregion. Die Hanse-
stadt Havelberg tritt dem Zweckverband Bundesgarten-

schau 2015 Havelregion am Tag seiner Entstehung gemél
§ 11 Absatz 2 Satz 1 GKG bei.

(1) Die Stadt Brandenburg an der Havel, die Stadt Rathenow, die
Stadt Premnitz, das Amt Rhinow und die Hansestadt Havelberg
bilden fiir ihre Gebiete zusammen mit der Deutsche Bundes-
gartenschau Gesellschaft mbH (DBG) unter dem Namen
»Zweckverband Bundesgartenschau 2015 Havelregion™ einen

3. Der Zweckverband Bundesgartenschau 2015 Havelregion Zweckverband.

entsteht am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung der
Verbandssatzung vom 7. Juli 2009 und ihrer Genehmigung
im Amtsblatt fiir Brandenburg.

(2) Sitz des Zweckverbandes ist die Stadt Premnitz.

(3) Der Zweckverband ist eine Kor perschaft des 6ffentlichen
Rechts.

Potsdam, den 17. Juli 2009 (4) Der Zweckverband betreibt die zur Erfiillung seiner in § 2 be-
schriebenen Aufgaben erforderlichen Anlagen als 6ffentliche
Einrichtung nach MaBigabe der Gesetze und dieser Satzung. Er
Im Auftrag kann zur Erfiillung seiner Aufgaben Unternehmen griinden,
oder sich an solchen beteiligen, sofem und soweit dies nach den
Vorschriften fiir die wirtschaftliche Betdtigung von Kommunen
Keseberg im Lande Brandenburg zuléssig ist.
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§2

Aufgaben des Zweckverbandes

(1) Die Mitglieder des Zweckverbandes erfiillen unter dem Titel
,,Von Dom zu Dom - Das blaue Band der Havel* die Aufgabe:

Ausrichtung des stidtebaulichen und landschaftsplanerischen
Projekts ,,Bundesgartenschau 2015 Havelregion*

Aufgabe des Zweckverbandes ist dariiber hinaus die Entwick-
lung eines Konzeptes fiir die Dauemutzung in der Zeit ab Been-
digung der Bundesgartenschau 2015 Havelregion. Dieses Kon-
zept wird spdtestens bis zum Be ginn der Bundesgartenschau
entwickelt. Der Zweckverband wird sich im Rahmen des ihm
Moéglichen und Zumutbaren fiir dieVerbindlichkeit und tatséch-
liche Durchfiihrung des Konzeptes einsetzen.

(2) Folgende konkrete Ziele sollen dabei verwirklicht werden:

- Erstmals soll in einer, zwei Bundesldnder umfassenden und
flussbegleitenden Bundesgartenschau zwischen den histori-
schen Domstddten Brandenburg an der Havel (Bundesland
Brandenburg) und Hansestadt Ha velberg (Land Sachsen-
Anhalt) die einmalige Havellandschaft in eine einzigartige
und fiir Europa unverwechselbare regionale Kultur- und Na-
turlandschaft weiter entwickelt werden.

- die Kommunalstrukturen und die re gionale Infrastruktur
sollen entwickelt werden,

- die 6kologisch bedeutenden Bereiche der Havelregion sol-
len gesichert werden,

- die Leistungsfahigkeit des girtnerischen Berufsstandes soll
dargestellt werden,

- die Bundesgartenschau soll die regionale Identitét stirken.

(3) Demgegeniiber verbleibt die Herrichtung der fiir die Veran-
staltung ,,Bundesgartenschau 2015 erforderlichen Infrastuktur
als Aufgabe der beteiligten Kommunen in ihrem jeweiligen Ho-
heitsgebiet. Der Zweckverband wird die Kommunen hierbei be-
ratend begleiten und die Fldchen rechtzeitig vor der geplanten
Veranstaltung zur Nutzung tibernehmen. Auf den Fléchen wird
der Zweckverband die Veranstaltung Bundesgartenschau vor-
bereiten, durchfiihren und die tiberlassenen Flachen nach Ab-
schluss von temporirer, fiir die Bundesg artenschau erforder-
licher Infrastruktur berdumt den jeweiligen Kommunen zuriick-
geben. Der Zweckverband koordiniert in diesem Zusammen-
hang die Investitionsvorhaben zwischen den Kommunen und si-
chert dadurch eine qualitativ hochwertige BUGA 2015 ab.

§3
Gemeinniitzigkeit

(1) Der Zweckverband verfolgt dabei ausschlieBlich und un-
mittelbar gemeinniitzige Zwecke im Sinne des Abschnitts ,,steuer-

begiinstigte Zwecke™ der Abgabenordnung. Er fordert im Rah-
men seiner Aufgabenerfiillung die Allgemeinheit, insbesondere
auf dem Gebiet des Naturschutzes, des Umweltschutzes, des
Landschaftsschutzes, der Kultur sowie der Bildung und Erzie-
hung.

(2) Der Zweckverband ist selbstlos tdtig; er verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Die Mittel des Zw eckverbandes diirfen nur fiir satzungs-
maéfige, steuerbegiinstigte Zwecke verwendet werden. Die Ver-
bandsmitglieder diirfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigen-
schaft als Verbandsmitglieder auch keine sonstigen Zuwendun-
gen aus Mitteln der Gesellschaft erhalten. Sie erhalten bei ihrem
Ausscheiden aus dem Verband oder bei Wegfall steuerbegiins-
tigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile
und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlage zuriick.

(4) Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck des Ver-
bandes fremd sind, oder durch unverhéltnismafig hohe Vergii-
tungen begiinstigt werden.

(5) Der Zweckverband kann sich zur Erfiillung seinerAufgaben
einer oder mehrerer Hilfspersonen im Sinne des § 57 Absatz 1
Satz 2 Abgabenordnung (AO) bedienen.

(6) Bei Auflosung des Zweckverbandes oder Wegfall steuer-
begiinstigter Zwecke fallt das Vermogen des Verbandes, soweit
es die eingezahlten Kapitalanteile der Verbandsmitglieder und
den gemeinen Wert der von den Mitgliedern geleisteten Sach-
einlagen tibersteigt, an die lommunalen Verbandsmitglieder, die
sie unmittelbar und ausschlieBlich fiir steuerbegiinstigte Zwecke
zu verwenden haben.

§4

Befugnisse

(1) Der Zweckverband verwaltet seine Angelegenheiten in eige-
ner Verantwortung.

(2) Der Zweckverband hat das Recht, Satzungen zu erlassen.

(3) Der Zweckverband regelt, insbesondere im Rahmen einer
Benutzungssatzung bzw. Benutzungsordnung, die Benutzung
seiner Anlagen sowie - im Rahmen einer Gebiihrensatzung
und/oder Entgeltordnung - die Gebiihren und/oder Entgelte fiir
die Inanspruchnahme seiner Leistungen.

§5
Verbandsorgane
Die Organe des Zweckverbandes sind
1. die Verbandsversammlung (§ 6),

2. der Verbandsvorstand (§ 13),
3. der Verbandsvorsteher (§ 15).
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§6

Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus 16 stimmberechtig-
ten Verbandsvertretern. Die Stadt Brandenburg an der Havel ent-
sendet vier, die Stadt Rathenow drei, die Stadt Premnitz zw ei,
das Amt Rhinow zwei, die Hansestadt Havelberg zwei und die
Deutsche Bundesgartenschau Gesellschaft (DBG) drei Vertre-
ter in die Verbandsversammlung.

Auf die Stadt Brandenburg an der Havel entfallen bei der Stimm-
abgabe insgesamt 40 Stimmen, auf die Stadt Rathenow 15, die
Stadt Premnitz finf, das Amt Rhinow drei und die Hansestadt
Havelberg vier und die DBG 33 Stimmen.

(2) Die Hauptverwaltungsbeamten der kommunalen Verbands-
mitglieder sind je weils kraft Amtes Mitglied der Verbands-
versammlung. Die iibrigen Vertreter der Verbandsmitglieder in
der Verbandsversammlung werden jeweils fiir die Dauer der
Wahlperiode der Gemeindevertretungen im Lande Brandenburg
aus ihrer Mitte oder den Dienstkréften der Verbandsmitglieder
nach den Vorschriften der K ommunalverfassung des Landes
Brandenburg bzw. der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-
Anhalt tiber die Ausschiisse der Gemeindevertretung bestimmt.
Die Vertreter iiben ihr Amt nach Ablauf der Wahlperiode der Ge-
meindevertretung bis zum Amtsantritt des jeweils neu bestellten
Vertreters weiter aus. Die Mitgliedschaft in der ~ Verbands-
versammlung erlischt, wenn die Voraussetzungen fiir die Bestel-
lung der Mitglieder wegfallen. Vorstehende Regelung gilt nicht
fiir die seitens der DBG zu entsendendenVertreter. Diese werden
fiir die Dauer derWahlperiode der Gemeindevertretungen durch
die DBG entsandt.

(3) Die Hauptverwaltungsbeamten werden im Fall ihrer Verhin-
derung jeweils durch ihre allgemeinen Stellvertreter im Amt ver-
treten. Fiir alle anderen Mitglieder der Verbandsversammlung
sind Stellvertreter fiir den Fall der Verhinderung zu bestellen.
Fiir die Bestellung der Stellvertreter gilt Absatz 2 Satz 2 bis 4
entsprechend.

(4) Scheidet ein Mitglied oder ein stellertretendes Mitglied der
Verbandsversammlung vor Ablauf der Wahlzeit aus, findet auf
die Bestellung des Nachfolgers ebenfalls Absatz 2 Satz 2 bis 4
Anwendung. Fiir ausgeschiedene Vertreter sind unverziiglich
Nachfolger fiir den Rest der Wahlzeit des Vorgédngers zu bestel-
len.

(5) Die Verbandsmitglieder konnen ihren Vertretern Weisungen
erteilen.

(6) Die Verbandsversammlung wihlt aus ihrer Mitte denVertre-
ter einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes zum Vorsit-
zenden; in gleicher Weise wihlt sie einen Stellvertreter des Vor-
sitzenden.

§7

Aufgaben der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung entscheidet iiber alleAngelegen-
heiten des Zweckverbandes, soweit nicht nach dem Gesetz, nach
dieser Satzung oder nach besonderen Beschliissen der ~ Ver-

bandsversammlung der Verbandsvorstand oder der Verbands-
vorsteher selbstindig entscheidet.

(2) Der Verbandsversammlung sind folgende Entscheidungen
vorbehalten:

a) die Wahl und die Abwahl des Vorsitzenden der Verbands-
versammlung sowie dessen Stellvertreter,

b) die Wahl und die Abberufung des Verbandsvorstehers und
dessen Stellvertreters,

c) die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Verbands-
vorstandes,

d) Anderungen der Verbandssatzung, insbesondere Entschei-
dungen iiber den Beitritt und das  Ausscheiden von Ver-
bandsmitgliedern, die Anderung der Verbandsaufgaben so-
wie die Beschlussfassung iiber die Auseinandersetzungs-
vereinbarung,

e) die Entscheidung iiber die Er richtung, Ubernahme (§ 24)
und die wesentliche Anderung der den Verbandsaufgaben
dienenden Einrichtungen und Anlagen,

f) die Griindung neuer oder die Ubernahme von oder Beteili-
gung an bestehenden Unter nehmen von Verbandsmitglie-
dern (§ 24) oder Dritten,

g) die Festsetzung der Umlagen (§ 22),

h) die Aufnahme neuer Verbandsmitglieder (§ 25),

1) die Auflosung des Zweckverbandes (§ 26),

j) die Anstellung und Kiindigung von Geschéftsfithrern
und von sonstigen Angestellten des Zweckverbandes ab
TVGED E 12 (Ost) aufwiirts,

k) die Gesamtkonzeption der Bundesgartenschau,

1) die Ubernahme von Dienstleistungsaufgaben fiir Mitglieder,
welche iiber die Aufgaben des Zw eckverbandes hinaus-
gehen.

(3) In die Zustindigkeit der Verbandsversammlung fallen ferner:

a) der Erlass und die Anderung der Benutzungs- und der Ge-
biihrensatzung, sonstiger Satzungen und Entgeltordnungen,

b) die Abnahme des Jahresabschlusses, die Entlastung desVer-
bandsvorstehers und der Vorschlag fiir einen Wirtschafts-
priifer,

c) die Verabschiedung der jahrlichen Haushaltssatzung und der
Nachtragshaushaltssatzungen und die Aufnahme von Kredi-
ten,

d) die Bildung, Besetzung und Aufldsung vor beratender Aus-
schiisse,

e) die Festsetzung eines Sitzungsgeldes fiir die Mitglieder der
Verbandsversammlung,

f) die Aufstellung, Anderung und Aufhebung der Geschifts-
ordnung fiir die Verbandsversammlung,

g) die Entscheidung iiber die Anfechtung von Wahlen,

h) die Entscheidung iiber alle vermogensrechtlichen Verpflich-
tungs- oder Verfiigungsgeschifte, soweit dies nicht Aufgabe
des Verbandsvorstandes (§ 14) oder des Verbandsvorstehers
(§ 16) ist,

i) die Gewidhrung von Krediten im Wert tiber 50.000 Euro.

(4) Die Verbandsversammlung kann weitere Angelegenheiten,
soweit sie nicht in Absatz 2 und Absatz 3 ihr zugewiesen sind,
zur selbsténdigen Erledigung an denVerbandsvorstand oder den
Verbandsvorsteher iibertragen.
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§8

Einberufung der Verbandsversammlung

(1) Die erste konstituierende Sitzung der Verbandsversammlung
nach Griindung des Zweckverbandes berufen die Oberbiirger-
meisterin der Stadt Brandenburg an der Havel, die Biirgermeis-
ter der Stddte Rathenow, Premnitz, der Hansestadt Ha velberg
und der Amtsdirektor des Amtes Rhinow gemeinsam ein. Die
konstituierende Sitzung der Verbandsversammlung am Anfang
jeder folgenden Amtsperiode der Mitglieder der Verbands-
versammlung beruft der Verbandsvorsteher ein.

(2) Die Verbandsversammlung ist von ihrem Vorsitzenden nach
Bedarf, mindestens zweimal im Jahr, und zwar zur Beschluss-
fassung tliber die Haushaltssatzung sowie iiber die Rechnungs-
legung und die Entlastung des Verbandsvorstehers, schriftlich
einzuberufen.

(3) Sie ist ferner einzuberufen, wenn ein Fiinftel der satzungs-
maBigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung dies unterAn-
gabe der Beratungsgegenstinde beantragt.

(4) Die Einladung hat den Tag, die Stunde und den Ort der Sit-
zung sowie die Tagesordnung zu enthalten.

(5) Zwischen dem Tag der Absendung der Einladungen und dem
Sitzungstermin muss eine F rist von zehn Arbeitstagen liegen.
Bei der Fristberechnung zahlen Absende- und Sitzungstag nicht
mit. In dringenden Féllen kann die Fist auf drei Arbeitstage ver-
kiirzt werden. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu begriin-
den.

(6) Angelegenheiten, die nicht auf der Tagesordnung stehen,
diirfen nur dann behandelt werden, wenn sie keinen Aufschub
dulden. Uber die Erweiterung der Tagesordnung entscheidet die
Verbandsversammlung einstimmig.

(7) Die Verbandsversammlung ist nur beschlussfahig, wenn die
anwesenden Vertreter mehr als die Hélfte der satzungsmafigen
Stimmenzahl der Verbandsversammlung erreichen. Wird die
Verbandsversammlung wegen Beschlussunfihigkeit innerhalb
von vier Wochen zum zweiten Mal ordnungsgemal zur Ver-
handlung iiber denselben Ge genstand einberufen, ist sie ohne
Riicksicht auf die in der Sitzung v ertretene Stimmenzahl be-
schlussfahig; auf diese Folge ist in der zweiten Einladung aus-
driicklich hinzuweisen. Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend.

§9
Sitzungen der Verbandsversammlung

(1) Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung auf. Er leitet die Sit-
zung, handhabt die Ordnung wihrend der Sitzung und iibt das
Hausrecht aus.

(2) Die Verbandsversammlung gibt sich eine Geschaftsordnung.
Soweit darin nichts Abweichendes bestimmt ist, finden auf die
Verbandsversammlung die Bestimmungen der K ommunalver-
fassung des Landes Brandenb urg fiir die Gemeinde vertretung
und ihre Ausschiisse entsprechende Anwendung.

(3) Die Mitglieder desVerbandsvorstandes, der Verbandsvorste-
her, die Vertreter der Aufsichtsbehdrden und der jeweiligen
Fachbehorden haben das Recht, an den Sitzungen beratend teil-
zunehmen. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Der Ver-
bandsvorsteher kann sich jederzeit zu Wort melden; seine Wort-
meldung ist vorrangig zu behandeln.

§10
Offentlichkeit

(1) Die Sitzungen derVerbandsversammlung sind &ffentlich, so-
weit nicht Rechtsvorschriften oder diese Satzung etwas anderes
vorsehen.

(2) Die Offentlichkeit ist ausgeschlossen, wenn iiberwiegende
Belange des 6ffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Ein-
zelner es erfordern, insbesondere jedoch bei:

a) Grundstiicksangelegenheiten,

b) Personalangelegenheiten,

¢) Vergabe von Auftragen fiir Lieferungen und Leistungen,

d) Erlass von Forderungen sowie Angelegenheiten, die dem
Steuergeheimnis oder dem Bankgeheimnis unterliegen,

e) sonstige Angelegenheiten, insbesondere bei Vertrdgen und
Verhandlungen mit Dritten.

§11
Beschliisse und Wahlen in der Verbandsversammlung

(1) Die Beschliisse in derVerbandsversammlung werden, soweit
diese Satzung nichts anderes bestimmt, mit der Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen gefasst.

(2) Der einstimmigen Beschlussfassung bediirfen:

a) Anderungen der Gesamtkonzeption der Bundesgartenschau,
b) die Ubernahme von Aufgaben im Sinne des § 7 Absatz 2 1,
¢) die Haushaltssatzung,

d) die Bestellung der Geschéftsfiihrer,

e) die Anderung der Zweckverbandssatzung,

f) die Erhebung einer Umlage, welche auf die gesamte Dauer
des Bestehens des Zweckverbandes und auf alle Mitglieder
bezogen den Gesamtbetrag v on sieben Mio. Euro iiber-
schreitet,

g) die vorzeitige Auflosung des Zweckverbandes.

§12
Stiindige und zeitweilige vor beratende Ausschiisse/Beiriite

(1) Die Verbandsversammlung kann aufg rund eines Einzel-
beschlusses stidndige vor beratende Ausschiisse bilden. Die Ver-
bandsversammlung entscheidet iiber die Aufgaben und die Zu-
sammensetzung der vor beratenden Ausschiisse.

(2) Zeitweilige vor beratende Ausschiisse konnen bei Bedarf fiir
ein abgegrenztes Aufgabengebiet mit zeitlicher Begrenzung auf-
grund eines Einzelbeschlusses derVerbandsversammlung gebil-
det werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
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(3) Als stiandige vor beratende Ausschiisse werden gebildet:

a) Finanzausschuss,
b) Koordinationsausschuss Infrastruktur und Gesamtkonzeption,
c) Vergabeausschuss.

Diesen sollen jeweils ein Vertreter jedes Zweckverbandsmitglieds,
jeweils ein stellv ertretendes Mitglied und bis zu sechs sach-
verstdndige Mitglieder ohne Stimmrecht angehdren. Der DBG
steht das Vorschlagsrecht hinsichtlich der Hélfte der Anzahl der
sachverstindigen Mitglieder zu.

(4) Daneben konnen auf Beschluss der Verbandsversammlung
zeitweilige oder stindige Beirdte berufen werden. Diesen kon-
nen auch verbandsfremde Mitglieder angehoren.

(5) Fiir die Sitzungen und Beschliisse der vor beratenden Aus-
schiisse und Beirite finden die Bestimmungen der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg iiber die beratenden Aus-
schiisse bzw. die Beirite jeweils entsprechend Anwendung. Ab-
weichend von Satz 1 erfolgt die Wahl der Vorsitzenden und ih-
rer Stellvertreter der vor beratenden Ausschiisse und Beirdte aus
deren Mitte.

§13
Verbandsvorstand

(1) Der Verbandsvorstand besteht aus dem Verbandsvorsteher
und sechs weiteren Mitgliedern. Fiir diese ist jeweils ein Stell-
vertreter zu wihlen. Daneben gehéren dem Verbandsvorstand
mit beratender Stimme der kaufménnische und der technische

Geschiftsfiihrer, der stellvertretende Verbandsvorsteher und drei
Vertreter der DBG an.

(2) Die Beschliisse des Verbandsvorstandes werden mit einfa-
cher Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst.

§ 14
Aufgaben des Verbandsvorstandes

(1) Der Verbandsvorstand entscheidet {iber dieAngelegenheiten,
die ihm nach dem Gesetz, dieser Satzung oder besonderen Be-
schliissen der Verbandsversammlung {ibertragen werden.

(2) Der Verbandsvorstand entscheidet insbesondere tiber die ihm
nach Absatz 3 tibertragenen Aufgaben, koordiniert die Tétigkeit

der Ausschiisse und entscheidet iiber die Planung der Verwal-

tungsaufgaben von besonderer Bedeutung.

(3) Dem Verbandsvorstand werden folgende Aufgaben bzw. Ent-
scheidungen tibertragen, soweit sie nicht der Beschlussfassung
der Verbandsversammlung unterliegen:

a) der Abschluss von Vertrdgen und sonstigen Verpflichtungen,
die den Zw eckverband mit einer Verpflichtung im Wert
mehr als 200.000 Euro belasten,

b) die Entscheidung tiber den Erwerb, die Verduflerung und Be-
lastung von Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rech-
ten ab einem Wert von 20.000 Euro,

¢) die Gewdhrung von Krediten im Wert bis zu 50.000 Euro,

d) die Niederschlagung und den Erlass von Geldforderungen,
die im Einzelfall 5.000 Euro iibersteigen,

e) die Vergabe von Lieferungen und Leistungen, wenn der Auf-
trag aus besonderen Griinden nicht dem preisgiinstigsten
Bieter tibertragen werden soll. Die anderen Vergaben zihlen
bis zu den in Absatz 3 Buchstabe a festgelegten unteren
Wertgrenzen zu den Geschiften der laufenden Verwaltung,

f) die Ubernahme einer fremden Verbindlichkeit, insbesonde-
re Uiber die Eingehung von Biirgschaften und Gewdhrvertra-
gen ohne Riicksicht auf die Hohe der Verpflichtung,

g) Erhebung von Klagen mit Streitwerten ab 50.000 Euro oder
in Fillen von grundsitzlicher Bedeutung. Entsprechendes
gilt fiir den Abschluss von Vergleichen,

h) die Abgabe von Erklarungen, welche eine Bindungswirkung
iiber das Jahr 2016 hinaus entfalten,

i) die Vorbereitung der Sitzungen der Verbandsversammlung,

j) die Festlegung von Teilbudgets im Rahmen der Haushalts-
satzung,

k) die Festlegung von Sonderveranstaltungen,

1) die Zustimmung zur Durchfithung von Schauwettbewerben
auf der Grundlage des Gesamtprogramms bzw. der Gesamt-
planung,

m) die Berufung von Preisrichtern fiir gértnerische Wettbewer-
be und Leistungsschauen, fiir Schauwettbewerbe,

n) die Berufung von Architekten und Preisrichtern fiir stédte-
bauliche Planungen und Wettbewerbe,

o) die Grundziige des Werbekonzepts,

p) Festlegungen der Ausstellungsbedingungen.

§ 15
Verbandsvorsteher

(1) Der Zw eckverband hat einen ehrenamtlichen Verbands-
vorsteher und einen ehrenamtlichen stellvertretenden Verbands-
vorsteher.

(2) Der Verbandsvorsteher vertritt den Zweckverband gericht-
lich und auB3ergerichtlich.

(3) Erklarungen, durch die der Zweckverband verpflichtet wer-
den soll, bediirfen der Schriftform. Dem Verbandsvorsteher wird
gemil § 16 Absatz 7 Satz 3 GKG allgemein das Alleinzeich-
nungsrecht eingerdumt.

(4) Die Verbandsversammlung ist Dienstvorgesetzter des Ver-
bandsvorstehers.

§ 16
Aufgaben des Verbandsvorstehers

(1) Der Verbandsvorsteher fiihrt die laufenden Geschéfte sowie
- nach MaBgabe der Gesetze, der Verbandssatzung und der Be-
schliisse der Verbandsversammlung - die tibrige Verwaltung des
Zweckverbandes.

(2) Der Verbandsvorsteher nimmt insbesondere folgendeAufga-
ben wahr, sofern in dieser Satzung oder auf der Grundlage die-
ser Satzung nichts anderes bestimmt ist.
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a) Vorbereitung der Beschliisse derVerbandsversammlung und
des Verbandsvorstandes,

b) Ausfithrung der Beschliisse und Entscheidungen der Ver-
bandsversammlung und des Verbandsvorstandes,

¢) unverziigliche Unterrichtung der Verbandsversammlung
und des Verbandsvorstandes iiber alle wichtigen Verbands-
angelegenheiten, insbesondere iiber erfolgsgefdhrdende
Mehraufwendungen und Mindereinnahmen,

d) Anstellung, Hohergruppierung und Kiindigung von Ange-
stellten des Zweckverbandes unterhalb TVOD E 12 (Ost)
entsprechend,

e) Vergabe von Lieferungen und Leistungen (VOL, VOB und
VOF) sowie andere vermogensrechtliche Verpflich-
tungs- und Verfiigungsgeschéfte mit einem Wert von bis
zu 200.000 Euro,

f) Niederschlagung und Erlass von Geldforderungen, die im
Einzelfall 5.000 Euro nicht tibersteigen,

¢) Fihrung von Rechtstreitigkeiten, sofern der Streitwert
50.000 Euro nicht tiberschreitet,

h) Abschluss von gerichtlichen und aufer gerichtlichen Ver-
gleichen bis zu einer Vergleichssumme von 50.000 Euro,

i) Abschluss, Anderungen und Aufhebung von Grundstiicks-
geschiften und Vermdgensgeschiften bis zu einem Betrag
von 20.000 Euro entsprechend Wertgutachten oder aktueller
Bodenrichtwertkarte,

j) Einziehung von Gebiihren und Entgelten sovie das Erstellen
der Umlagebescheide und die Einziehung der Umlagen,

k) Zustdndigkeit als Dienstvorgesetzter der Arbeitnehmer des
Zweckverbandes,

1) Aufstellen des Entwurfes der Haushaltssatzung und Zulei-
tung an die Verbandsversammlung,

m) die sonstigen Geschéfte der laufenden ~ Verwaltung des
Zweckverbandes.

(3) Der Verbandsvorsteher und sein Stellvertreter sind berechtigt
und auf Verlangen der Verbandsversammlung verpflichtet, an
den Sitzungen der Verbandsversammlung teilzunehmen.

(4) Der Verbandsvorsteher hat die Beschliisse der Verbands-
versammlung, die gegen Gesetz oder Satzung verstofen, zu be-
anstanden.

§17
Rechtsstellung der Mitglieder der Verbandsversammlung,
und der Ausschiisse

(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung, der Ausschiisse
sowie ihre Stellvertreter sind ehrenamtlich tatig.

(2) Die ehrenamtlich Tatigen gemal Absatz 1 unterliegen der
Verschwiegenheitspflicht und den  AusschlieBungsgriinden
nach Maf3gabe der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg.

§18
Beschiiftigungsverhiltnisse

Der Zweckverband kann Arbeitnehmer einstellen.

§19
Verbandswirtschaft

Die Wirtschaftsfilhrung des Zweckverbandes erfolgt entspre-
chend den Vorschriften iiber die Gemeindewirtschaft der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg nach den Grund-
sdtzen der doppelten Buchfiihrung.

§20
Haushaltssatzung

(1) Der Verbandsvorsteher leitet den Entwurf der Haushalts-
satzung der Verbandsversammlung rechtzeitig zur Beratung und
Beschlussfassung zu.

(2) In der Haushaltssatzung sind iiber den Mindestinhalt nach
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg hinaus der
Hochstbetrag der Kassenkredite sowie die Festlegung der Hohe
der Umlagen auszuweisen.

§21
Jahresabschluss

Fiir den Jahresabschluss finden die Regelungen des § 82 BbgK\erf
und §§ 52 ff. Kommunale Haushalts- und Kassen verordnung
(KomHKV) Anwendung.

§22
Deckung des Finanzbedarfs, Umlageschliissel,
Haftungsfreistellung

(1) Der Zweckverband erhebt fiir die Leistungen zur Erfiillung
seiner Aufgaben gemél § 2 Gebiihren und/oder privatrechtliche
Entgelte.

(2) Soweit die Gebiihren, Entgelte und sonstigen Einnahmen, die
nach Absatz 1 erhoben werden, zur Deckung des Finanzbedarfs
des Zweckverbandes nicht ausreichen, erhebt dieser jéhrlich ei-
ne Umlage von der Stadt Brandenburg an der Havel, der Stadt
Rathenow, der Stadt Premnitz, dem Amt Rhinow und der Hanse-
stadt Havelberg entsprechend dem Verhiltnis der Einwohner-
zahlen. Maligeblich fiir die jeweilige Einwohnerzahl ist die amt-
liche Bevolkerungsstatistik vom 31. Dezember des vorangegan-
genen Kalenderjahres.

(3) Die jahrliche Hohe der Umlagen wird in der Haushaltssat-

zung fiir jedes Rechnungsjahr festgesetzt. Die Umlagebetrage

sind den in Absatz 2 genannten Verbandsmitgliedern durch
schriftlichen Bescheid mitzuteilen (Umlagebescheid).

(4) Umlagen werden mit einem Viertel ihres Jahresbetrages am
Zehnten jedes letzten Quartalsmonats fallig.

(5) Soweit besondere Umstinde einen Ausgleich zwischen den
in Absatz 2 genannten Verbandsmitgliedern geboten erscheinen
lassen, verpflichten sich diese Verbandsmitglieder, hieriiber Ver-
handlungen aufzunehmen.
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(6) Die Deutsche Bundesgartenschau Gesellschaft (DBG) wird
durch die anderen Verbandsmitglieder von jeglicher Umlagen-
zahlung und Haftung gegeniiber Dritten freigestellt.

§23
Priifungswesen

Auf das Priifungswesen sind die Vorschriften der Kommunal-
verfassung und des Gesetzes iiber die kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GKG) fiir das Land Brandenburg anzuwenden.

§24
Ubernahme von Einrichtungen und Anlagen der
Verbandsmitglieder
Ubernahme von Beteiligungen an Unternehmen

Der Zweckverband kann auf der Grundlage gesonderter Vertra-
ge Einrichtungen und Anlagen sowie Beteiligungen an Unter-
nehmen von den Verbandsmitgliedern iibernehmen.

§ 25
Aufnahme neuer Verbandsmitglieder

Andere Koérperschaften des dffentlichen Rechts kdnnen dem
Zweckverband beitreten. Der Beitrittsbeschluss bedarf einer

Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmifBigen Stimmenzahl
der Verbandsversammlung. Der Beitritt setzt einen Antrag vor-
aus, in dem der Beitretende erkldr t, welche Vermdgensgegen-

stdnde mit dem Beitritt auf den Zweckverband iibergehen sollen.

§26
Auflosung des Zweckverbandes

Der Zweckverband wird zum Ablauf des 31. Dezember 2016
aufgeldst.

§27
Schiedsklausel

Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und seinen Mit-
gliedern oder den Mitglieder n untereinander iiber Rechte und
Verbindlichkeiten aus dem Verbandsverhiltnis, sind diese ab-
schlieBend durch ein Schiedsv erfahren zu kldaren. Die Durch-
fithrung des Verfahrens erfolgt in entsprechender Anwendung
der Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution fiir
Schiedsgerichtsbarkeit e. V. vom 1. Juli 1998. Ort des Schieds-
gerichtsverfahrens ist Bonn. Die Anzahl der Schiedsrichter be-
tragt drei. Das anwendbare materielle Recht ist das Recht der
Bundesrepublik Deutschland und das Landesrecht des Bundes-
landes Brandenburg. Die Sprache des schiedsrichterlichen Ver-
fahrens ist deutsch.

§28
Bekanntmachungen

(1) Férmliche Bekanntmachungen erfolgen, so weit gesetzlich
vorgeschrieben, im Amtsblatt fiir den Zw eckverband Bundes-
gartenschau 2015 Havelregion.

(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Verbands-
versammlung sind unter Einhaltung einer Frist von sieben Ka-
lendertagen vor der Sitzung entsprechend Absatz 1 6ffentlich
bekannt zu machen.

§29
Entstehung des Zweckverbandes

Der Zweckverband entsteht am Tage nach der 6ffentlichen Be-
kanntmachung der Satzung und ihrer durch das Ministerium des
Innern des Landes Brandenb urg zu erteilenden Genehmigung
im Amtsblatt fiir Brandenburg.

Brandenburg a. d. Havel, 29.06.09

(Ortund Datum der Unterschriftenleistung)

Stadt Brandenburg an der Havel

Dr. Dietlind Tiemann Scheller

Dr. Dietlind Tiemann Steffen Scheller
Oberbiirgermeisterin Biirgermeister

Stadt Rathenow

R. Seeger Lemle

Ronald Seeger Dr. Hans-Jiirgen Lemle
Biirgermeister Erster Beigeordneter

Rathenow, 7.7.09

Rathenow, 7.7.09

Stadt Premnitz

R. Wallenta C. Kapitza

Roy Wallenta Carola Kapitza

Biirgermeister Stellvertretende Biirgermeisterin

Premnitz, 2.7.09

Premnitz, 2.7.09
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Amt Rhinow

Gerd Jendretzky Michael Mirschel

Gerd Jendretzky Michael Mirschel
Amisdirektor Stellvertretender Amtsdirektor

Rhinow, 01.07.09 Rhinow, 01.07.09

Hansestadt Havelberg
Poloski

Bernd Poloski

Biirgermeister

Havelberg, 30.06.09 (Siegel)

Deutsche Bundesgartenschaugesellschaft mbH

Schmauder H. Herker

Matthias Schmauder Heinz Herker

Geschiéftsfiihrer

Vorsitzender der
Gesellschafterversammlung

Bonn, 02/07/09 Bonn, den 3.7.2009

Deutsche Bundesgartenschau-Gesellschaft mbH (DBG)
Ollenhauerstrafie 4

53113 Bonn

Telefon: 0228-539 80-0

Vierte Satzung zur Anderung der Verbandssatzung
des Zweckverbandes ,,Zweckverband Niederlausitzer
Studieninstitut fiir kommunale Verwaltung*

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
AZ: 111/1.12-347-21/383
Vom 30. Juli 2009

Dem Ministerium des Innern wurde gemédf3 § 20 Absatz 4 des
Gesetzes liber kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Branden-
burg (GKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai
1999 (GVBL. I S. 194), zuletzt gedndert durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 23. September 2008 (GVBIL. I S. 202), dieVierte Sat-
zung zur Anderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes
.Zweckverband Niederlausitzer Studieninstitut fiir kommunale
Verwaltung® vom 3. Juli 2009 angezeigt.

II.
Die Anderungssatzung hat folgenden Wortlaut:

Vierte Satzung zur Anderung der Verbandssatzung des
Zweckverbandes ,,Zweckverband Niederlausitzer Studien-
institut fiir kommunale Verwaltung*

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes ,,Zweckverband
Niederlausitzer Studieninstitut fiir kommunale Verwaltung® hat
inihrer Sitzung vom 3. Juli 2009 auf Grund der §§ 15 und 20 des
Gesetzes tiber kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Bran-
denburg (GKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai
1999 (GVBL. I S. 194), zuletzt gedndert durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 23. September 2008 (GVBL. I S. 202), folgend&/ier-
te Satzung zur Anderung der Verbandssatzung beschlossen:

Artikel 1

Die Verbandssatzung des Zw eckverbandes ,.Zweckverband
Niederlausitzer Studieninstitut fiir k ommunale Verwaltung*
vom 16. Mirz 1995 (ABL/AAnz. 1997 S. 1022), zuletzt geédn-
dert durch die Dritte Satzung zur Andenng der Verbandssatzung
vom 7. Dezember 2005 (ABL./AAnz. 2006 S. 167), wird wie
folgt gedndert:

1. § 13 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
,,Malgeblich ist die vom Amt fiir Statistik Berlin-Branden-
burg erfasste Einwohnerzahl zum 31. Dezember desVorvor-
jahres.”

2. § 16 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,.Die Verbandssatzung und ihre Anderungen werden durch

die Aufsichtsbehorde im ,,Amtsblatt fiir Brandenburg* 6f-
fentlich bekannt gemacht.*

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Anderungssatzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen
Bekanntmachung im ,,Amtsblatt fiir Brandenburg® in Kraft.

Beeskow, den 03.07.2009

M. Zalenga
Zalenga laut
Verbandsvorsteher Siegel
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Vorpriifung zur Feststellung der UVP-Pflicht
fiir das Vorhaben ,,Sicherung der Boschungsbereiche
und Umfeldsanierung Restlocher 1,2, 3,5 - Heye,
Sanierungsgebiet Annahiitte-Poley“

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 18. August 2009

Die Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesell-
schaft mbH (LMBYV), Zentrale und Betrieb Lausitz, Knappenstra-
Be 11in 01968 Senftenber g hat fiir das Verfahren ,,Sicherung der
Boschungsbereiche und Umfeldsanierung Restlocher 1,2, 3,5 -
Heye, Sanierungsgebiet Annahiitte-Poley* im Bereich der Ge-
meinde Schipkau, Gemarkung Annahiitte, die Durchfiihrung eines
Verfahrens gemal § 31 Absatz 2 und 3 des Gesetzes zur Ordnung
des Wasserhaushaltes - Wasserhaushaltsgesetz (WHG) beantragt.

Der vorliegende Antrag stellt eine weitere Untersetzung zum Sa-
nierungsplan fiir das Saniemngsgebiet Annahiitte-Poley dar. Die

Mafnahmen zielen neben der Herstellung des Gewassers darauf,
Gefahrdungen fiir die &ffentliche Sicherheit zu beseitigen und

die durch den Altbergbau und die Miillablagerungen bedingten
nachteiligen Einwirkungen auf den Menschen und die Schiitz-

giiter abzuwenden oder wirkungsvoll zu mindern.

Gemil Anlage 1 Nummer 13.16 zum Gesetz {iber die Umwelt-
vertriaglichkeitspriifung (UVPG) ist fiir das geplante Vorhaben
zur Feststellung der Pflicht zur UVP eine standortbezogene Vor-
priifung des Einzelfalls im Sinne des § 3cAbsatz 1 Satz 2 UVPG
durchzufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Gundlage der Antragsunterlagen
vom 28. Mai 2009 durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine Pflicht zur Umweltver-
triglichkeitspriifung (UVP) besteht.

Diese Entscheidung ist nicht selbstéindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen kénnen nach v orheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 0355 4991-1411 wéhrend der Dienst-
zeiten im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Siid,
Genehmigungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27, Von-Schon-Stra-
Be 7, 03050 Cottbus eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. I

S. 1757, 2797), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes v om
22. Dezember 2008 (BGBI. I S. 2986) gedndert worden ist.

Gesetz iiber die Prifung von Umweltauswirkungen bei be-
stimmten Vorhaben, Planen und Programmen im Land Branden-
burg (Brandenburgisches Gesetz iiber die Umw eltvertraglich-
keitspriifung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002 (GVBL. I S. 62),
zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Oktober
2008 (GVBI. I S. 266, 270)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsge-
setz - WHGQG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Au-
gust 2002 (BGBI. 1 S. 3245), das zuletzt gedndet durch Artikel 8
des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBL. I S. 2986) geén-
dert worden ist.

Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 8. Dezember 2004 (GVBI. 2005 I S. 50),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes v om 23. April
2008 (GVBL. 1 S. 62)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Erérterungstermin zur wesentlichen Anderung
einer Anlage zum Kaschieren und Lackieren
von Fuflbodenplatten in 15837 Baruth/Mark

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 18. August 2009

Der am 3. Juni 2009 &ffentlich bekannt gegebene Erérterungs-
termin zum oben genannten Vorhaben der Firma Classen Indus-
tries GmbH findet am 2. September 2009, um 10:00 Uhr im
Sitzungssaal in der Stadtv erwaltung Baruth, Ernst-Thil-
mann-Platz 4 in 15837 Baruth/Mark statt.

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Berichtigung der Bekanntmachung betrieb Forst Brandenburg, Betriebsteil Wiinsdorf, Oberforsterei
des Landesbetriebes Forst Brandenburg, Ludwigsfelde, Klausdorfer Chaussee 15 A, 15838 Am Mellen-
Betriebsteil Wiinsdorf, Oberforsterei Ludwigsfelde see/OT Sperenberg, (vom 6.08. bis 29.09.2009) und bei der
iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung Stadt Trebbin, Abteilung 4 Bauen und Planen, Markt 1 - 3, 14959
fiir den Luftfahrt Technologie Park Schonhagen Trebbin vom 12.08.2009 bis 29.09.2009.... erhoben werden®.

- Waldumwandlung zur Herstellung des
Instrumentenanflugverfahrens -
Sperenberg, den 06.08.2009
Die Bekanntmachung des Landesbetriebes Forst Brandenburg,
Betriebsteil Wiinsdorf, Oberforsterei Ludwigsfelde iiber die

Umweltvertraglichkeitspriifung fiir den Luftf ahrt Technologie Unterdorfer
Park Schénhagen - Waldumwandlung zur Herstellung des Ins-
trumentenanflugverfahrens - vom 15. Juli 2009 (ABL. S. 1385) Leiter der Oberf6rsterei

wird wie folgt berichtigt:

Im fiinftletzten Abschnitt, der mit ,,Jeder dessen Belange,...” be-
ginnt, lautet die Korrektur der angegebenen Fristen ,,...Landes-
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteige-
rungssachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spatestens imTermin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Gldubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der F eststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei deiVer-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den iibrigen Rechten nachgesetzt. So weit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht génzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmiBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspr uchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufthebung oder einst-
weilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Ge-
richt den Zuschlag er teilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das
Recht der Versteigerungserlds an die Stelle des v ersteigerten
Gegenstandes.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 6. Oktober 2009, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
Finsterwalde Blatt 8068 cingetragenen Grundstiicke; Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. I, Gemarkung Finsterwalde, Flur 11, Flurstiick 541,
Gebéude- und Freiflachen Wohnen, Karl-Marx-Str. 5,
grof3 362 m’
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Finsterwalde, Flur 11, Flurstiick 542,
Gebdude- und Freiflichen Handel und Dienstleis-
tungen, Karl-Marx-Str. 5, grof3 518 m’
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Gr undstiick 541 ist mit einem
Mehrfamilienwohnhaus (freistehendes, zweigeschossiges, teil-
unterkellertes Gebéude, Bj. ca. Anfang 1900, Sanierungs- und
Modernisierungsmafinahmen ca. 1997, 2002 Zufahrtsbefesti-
gung; mit 5 wermieteten Wohneinheiten; WF insgesamt ca. 366 ni)
und Grundstiick 542 ist mit einem Wohn-/Geschéftshaus (frei-

stehendes, dreigeschossiges, unterk ellertes Gebéude; Bj. ca.
Anfang 1900, Sanier ungs- und Moder nisierungsmafinahmen
ca. 1995; im Erdgeschoss ge werblich genutzte Rdume, so wie
insgesamt 6 Wohneinheiten im 1. und 2. Obergeschoss sowie
Dachgeschoss - teilweise vermietet -, WF insgesamt ca. 359 nv,
NF ca. 98 n?) bebaut.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 02.08.2006.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf:

Flurstiick 541
Flurstiick 542

215.000,00 EUR
230.000,00 EUR.

Im Termin am 16.10.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 132/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 8. Oktober 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Borken Blatt 108 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 3, Flurstiick 23/2, Gebdude- und Gebéude-

nebenfldchen, Dorfstr. 27, grof3 1.383 m?

versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einer um 1920 erbauten
und 1986 - 89 zu m Wohnhaus umgebauten Hofscheune mit
Terrassenanbau, einem um 1920 erbauten und nach 1990 fir
Wohnzwecke umgebauten Anteil des Stallgebdudes als Wohn-
hausanbau, einem ehemaligen Stallgebdude so wie einem um
1880 erbauten urspriinglichen Wohnhaus.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 11.11.2008.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74 aAbsatz S, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 54.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 141/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Donnerstag, 8. Oktober 2009, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
Uebigau Blatt 833 cingetragenen Grundstiicke; Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 1, Flurstiick 216/3, Gebdude- und Gebaude-

nebenfldchen, grofl 904 m?

Ifd. Nr. 2, Flur 1, Flurstiick 217/4, Gartenland, grofl 691 m?
versteigert werden.
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Beschreibung laut Gutachten: Grundstiick 216/3 bebaut mit einem
Wohnhaus (Bj. ca. 1930) und Wohnhausanbau (Bj. ca. 1993);
Grundstiick 217/4 bebaut mit Garagengebédude (Bj. ca. 1989),
belegen Am Sportplatz 1 in Uebigau.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 24.11.2008.

Der Verkehrswert wurde geméalB § 74 aAbsatz 5,§ 85 a ZVG fest-
gesetzt auf:

Flurstiick 216/3 165.500,00 EUR

Flurstiick 217/4 12.500,00 EUR

Geschifts-Nr.: 15 K 143/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 13. Oktober 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 4318 eingetragene Grundstiick; Be-
zeichnung geméafl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 5, Flurstiick 512, Gebdude- und Feiflache, Lin-
denstr. 8, grof3 372 m?
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Wohngrundstiick - bebaut mit
einem leer stechenden Wohnhaus sowie sehr umfangreichen und
wirtschaftlich wohl nicht zu verwertenden Nebengebduden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 19.01.2009.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 15.800,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 4/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 13. Oktober 2009, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 4414 eingetragene Grundstiick;
Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 5, Flur 5, Flurstiick 567, Gebdude- und F  reiflache

Herzberger Str. 27 a, grof3 1.247 m’

versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Einfamilienhaus (Baujahr ca. 2003
mit ca. 114 m*> Wohnfldche) mit angebauter Doppelg arage im
»Sanierungsgebiet Stadtteil Kirchhain®.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 04.02.2009.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 130.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 13/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 13. Oktober 2009, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von

Uebigau Blatt 734 cingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-

mal Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Flur 5, Flurstiick 104/9, Gebdude- und Gebaude-
nebenfldchen, Gartenland, grof3 2.071 m’

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Das Gr undstiick ist bebaut mit

einem Wohnhaus (Bj. ca. 1935, teilweise modernisiert) mit zwei

Nebengebduden, belegen in der Beiersdorfer Strafle 27 in Uebigu.

Auf dem Grundstiick befinden sich insgesamt mehrere Stell-

platze und Garagenplitze.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-

getragen worden am 20.01.2006.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 a Absatz 5,§85aZVG
festgesetzt auf 36.400,00 EUR.

Im Termin am 22.01.2009 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 2/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 15. Oktober 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 1436 eingetragene Grundstiick; Be-
zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, Flur 9, Flurstiick 109, Gartenland, grof3 1.027 m?
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Unbebautes Gundstiick am Orts-
eingang des Ortsteiles Kirchhain in der Luckauer Strafle 35.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 16.12.2008.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 7.200,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 164/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 5. November 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Dobra Blatt 451 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 3, Flurstiick 51/2, Gebaude- und Gebiude-

nebenfliche, Dorfstrafle, grof3 764 m’

versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem massiven, teil-
unterkellerten, eingeschossigen Einfamilienhaus mit teilweise
ausgebautem Dachgeschoss (WF ca. 115 m ?) sowie mit einer
Garage in der Dorfstraf3e 15.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 11.12.2008.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 99.000,00 EUR.
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Im Terminam 14.07.2009 ist der Zuschlag ersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hélfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 163/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 12. November 2009, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 3683 eingetragene Grundstiick; Be-
zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Flur 13, Flurstiick 453/4, Gebédude- und Freifliache Finsterwalder
Str. 76, groB 602 m’
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Es handelt sich um ein zu Wohn-
zwecken nutzbares mit einem ca. 1980 errichteten Einfamilien-
haus mit ausgebautem Dachgeschoss bebautes Grundstiick.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 03.09.2007.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 79.700,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 75/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 19. November 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenw erda, Saal 1, das im Wohnungs-
grundbuch von Finsterwalde Blatt 8467 eingetragene Woh-
nungseigentum; Bezeichnung geméal Bestandsverzeichnis:
1/2 Miteigentumsanteil an dem Gundstiick Flur 1, Flurstiick 433,
Gebédude- und Freifldche Frankenaer Weg/Rathenaustr., grof3
430 m* verbunden mit dem Sondereigentum an derWohnung im
Dachgeschoss Nr. 2 des Aufteilungsplanes, Sondernutzungs-
rechte bestehen an dem mit ST2 bezeichneten Stellplatz und an
dem mit ,,2* gekennzeichneten Balkon
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Eigentums wohnung (ca. 90 m?)
im Dachgeschoss eines Zweifamilienhauses mit dazugehdren-
dem Stellplatz
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 05.03.2009.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 74.400,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 25/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 26. November 2009, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Thalberg Blatt 464 cingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
méif Bestandsverzeichnis:
Flur 1, Flurstiick 273, Gebdude- und Freifldche Schulstr., grof3
3.897 m?
versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Verkaufseinrichtung mit Rampen-
anbau und integriertem Wohnhaus, Nebengebédude und Garagen
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 29.08.2008.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 68.000,00 EUR.

Im Termin am 16.06.2009 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hélfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschéfts-Nr.: 15 K 105/08

Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 6. Oktober 2009, 14:00 Uhr
im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottbus, II. Oberge-
schoss, Saal 313, die im Grundbuch von Klein Loitz Blatt 131
eingetragenen 1/2 Anteile am Grundstiick, Bezeichnung gemaf3
Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 13, Gemarkung Klein-Loitz, Flur 1, Flurstiick 35/3, Ge-
baude- und Freifliche, Wohnen; Reuthener Strafle 35,
Grofe: 1.110 m?
versteigert werden.
Das Grundstiick ist laut Gutachten vom 10.02.2009 bebaut mit
einem unterkellerten Einfamilienwohnhaus mit ausgebautem
Dachgeschoss (Bj. 1947, Teilmodernisierung 1993, 126 m *
Wohnfliache) sowie einem Stallgebdude (Bj. um 1900, ca. 100 th
Nutzflache) und einer Garage (Bj. 1984).
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
23.10.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 84.000,00 EUR (je 1/2-Anteil = 42.000,00 EUR).
Geschifts-Nr.: 59 K 141/08

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 7. Oktober 2009, 10:00 Uhr

im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottbus, II. Oberge-

schoss, Saal 317, der im Wohnungs- und Teileigentumsgrund-

buch von Dissen Blatt 778 eingetragene Miteigentumsanteil,

Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1,  500/1000 (Fiinfhundert Tausendstel) Miteigentums-
anteil an dem Grundstiick
Gemarkung Dissen, Flur 2, Flurstiick 175, Briesener
Weg 33, Gebédude- und Feifldche, Landwirtschafts-
flache, Grofle: 12.180 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an dem im
Aufteilungsplan mit Nr. 2 bezeichneten Wohnhaus
nebst den mit Nt 2.4 und 2.5 bezeichneten Garagen.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuch-
blatt angelegt (Grundbuch von Dissen Blatter 777
bis 778); der hier eingetragene Miteigentumsanteil
ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen
gehdrenden Sondereigentumsrechte beschrinkt;
im Ubrigen wird wegen des Gegenstandes und des
Inhalts des Sondereigentums auf die Bewilligung
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vom 28.01.1999 (Notarin Pfeifer, Cottbus UR 110)
Bezug genommen.
versteigert werden.
Der Miteigentumsanteil an dem Grundstiick ist laut Gutachten
bebaut mit einem 1-geschossigen Einfamilienwohnhaus mit
ausgebautem Dachgeschoss (Neubau) mit einer Umnutzung der
Doppelgarage (Altbestand) als Sommerkiiche mit einer teilweise
iiberdachten Terrasse (Bj. Wohnhaus: 1998, Wohnflache 167 m?)
sowie einer Scheune/Stallung (Bj. 2000, Holzbauw eise) und
einem Hundezwinger.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
03.01.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 154.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 241/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Freitag, 23. Oktober 2009, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, I. Obergeschoss, Saal 211, die im Grundbuch von
Forst (Lausitz) Blatt 2269 eingetragenen Grundstiicke, Be-
zeichnung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Forst, Flur 22, Flurstiick 156, Wein-
bergstraf3e 26, 815 m?
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Forst, Flur 22, Flurstiick 179, 24 m?
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick 1fd. Nr. 1 mit
einem unterkellerten Mehrfamilienwohnhaus (4 WE mit Wohn-
flichen von 32 bis 75 nt; insgesamt ca. 245 nt) mit Gewerbeteil,
derzeit Backerei mit 183 m * (Bj. 1912, Teilmodernisierung
1985) sowie mit Nebengebduden: Backhaus (Bj. 1912), Garage
mit seitlicher Uberdachung (Bj. 1967,  Teilmodernisierung
1985), Schuppen (Bj. 1967) bebaut.
Das Grundstiick Ifd. Nr. 2 ist Vorgarten-/Verkehrsflache.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
14.09.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:  81.000,00 EUR fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 1
170,00 EUR fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 2

Im Termin am 21.10.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapitalvertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hélfte der Grundstiickswerte nicht erreicht hat.
Geschéfts-Nr.: 59 K 188/07

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 1. Oktober 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) Miillroser
Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Goérsdorf/B
Blatt 372 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemif} Be-
standsverzeichnis:

1fd. Nr. 1, Gemarkung Gorsdorf/B, Flur 1, Flurstiick 421,
GroBe: 1.068 m®

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

25.10.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 52.000,00 EUR.

Im Termin am 11.07.2008 ist der Zuschlag wersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieflich des Kapital wertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

Postanschrift: Stralle des Friedens 46, 15848 Gorsdorf h Beeskow.
Bebauung: Einfamilienhaus mit Stallgebdude/Garage und wei-
terem Stallgebéude.

Geschiftszeichen: 3 K 275/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 15. Oktober 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von Miill-
rose Blatt 1660 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung ge-
méif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Miillrose, Flur 2, Flurstiick 279, Grofe:
959 qm
1fd. Nr. 2, Gemarkung Miillrose, Flur 2, Flurstiick 271, Grofe:
1.972 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.03.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

Ifd. Nr. 1, Flur 2, Flurstiick 279: 6.200,00 EUR,

Ifd. Nr. 2, Flur 2, Flurstiick 271: 271.400,00 EUR.

Postanschrift: Gewerbeparkring 6, 15299 Miillrose.
Bebauung: Das Grundstiick 1fd. Nr. 2, Flur 2, Flurstiick 271 ist
mit einer Ge werbehalle mit Biiroteil und angebautem F  arb-
spritzraum bebaut. Hinter dem nordlichen Giebel steht ein Spéa-
nesilo mit Feuerungsanlage. Das Grundstiick ist fast komplett
befestigt und wird als Lager- und Parkplatz genutzt.
Geschiftszeichen: 3 K 25/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 15. Oktober 2009, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Miillroser Chaussee 55, 15236
Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch von
Kolpin Blatt 267 eingetragene Wohnungseigentum, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 500/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick:
Flur 1, Flurstiick 3/2, Wanderweg 1 E, Grofie: 958 qm
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Auf-
teilungsplan bezeichnet mit Nr. 2
versteigert werden.
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Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.04.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 60.000,00 EUR.

Postanschrift: Wanderweg 1 E, 15526 Reichenwalde OT Kolpin.
Beschreibung: 3-Raum-Eigentumswohnung mit Balkon.
Geschiftszeichen: 3 K 75/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 19. Oktober 2009, 9:00 Uhr
im Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser Chaussee 55, 15236
Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Gundbuch von Spreenhagen
Blatt 998 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Spreenhagen, Flur 4, Flurstiick 27/16, Grofie 12.356 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
17.10.2007 eingetragen worden.
Zu diesem Zeitpunkt war als Eigentiimer eingetragen:

I
Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt

auf: 554.100,00 EUR  (Grundstiick: 540.000,00 EUR,
Zubehor: 14.100,00 EUR).

Postanschrift: 15528 Spreehagen, Am Winkel 11.
Bebauung: Betriebsgrundstiick, kompakte GieBereihalle mit
Biiro- und Sozialteil.

Im Versteigerungstermin am 04.05.2009 ist der Zuschlag wegen
Nichterreichens der 5/10-Grenze versagt worden.
Geschifts-Nr.: 3 K 323/2007

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 19. Oktober 2009, 11:00 Uhr
im Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser Chaussee 55, 15236
Frankfurt (Oder), Saal 302, das imTeileigentumsgrundbuch von
Fiirstenwalde Blatt 11054 eingetragene Teileigentum, Be-
zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 48/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Fiirstenwalde, Flur 119, Flurstiick 50, Gebdude- und Feiflache,
Eisenbahnstrafle 149, Grofie 280
verbunden mit dem Sondereigentum an dem Ladengeschift
samt WC im Erdgeschoss Nr. 3 des Aufteilungsplanes.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt
(Grundbuch von Fiirstenwalde Blatter 11052 bis 11054); der hier
eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen
Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte be-
schrénkt.
Gebrauchsregelung geméf § 15 WEG ist vereinbart.
VerdufBerungsbeschriankung:
Zustimmung aller Miteigentlimer ist erforderlich.
Ausnahmen:

Erstverduflerung durch den teilenden Eigentiimer oder seinen
Gesamtrechtsnachfolger, VerduBerung an Ehe gatten und Ver-
wandte in gerader Linie, VerduBerung im Wege der Zwangsvoll-
streckung, durch den Konkursverwalter oder durch den weiter-
verduflernden Grundpfandrechtsglaubiger.

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
22.04.2008 eingetragen worden.

Zu diesem Zeitpunkt war als Eigentiimer eingetragen:

I
Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 71.000,00 EUR.

Postanschrift: 15517 Fiirstenwalde, Eisenbahnstraf3e 149.
Bebauung:  48/100 ME Teileigentum Nr. 3 im EG bestehend
aus einem Laden, ca. 165 qm Nutzfldche.

Im Versteigerungstermin am 18.05.2009 ist der Zuschlag vegen
Nichterreichens der 5/10-Grenze versagt worden.
Geschafts-Nr.: 3 K 83/2008

Amtsgericht Neuruppin

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 22. September 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Kyritz Blatt 3330 cingetragene Grundstiick,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Flur  Flurstiick

Nr. Gemarkung Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Kyritz 25 796 Gebaude- und Gebdudeneben- 1.116 m?
flichen, Strae der DSF
laut Gutachter: ~ Wohn- und Geschiftsgrundstiick Pritzwalker

Strafle 11 in 16866 Kyritz, bebaut mit einem
4-WE-Mehrfamilienwohnhaus, einem Werk-
statt-/Biirogebdude und Nebengebduden
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.01.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 189.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 579/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 22. September 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die im
Grundbuch von Lychen Blatt 2415, 2416, 2419, 2420 und 2422
eingetragenen Wohnungseigentume, Bezeichnung gemif3 Be-
standsverzeichnis:
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Blatt 2415

Nr.

Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1

7, 82/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick

Lychen Gebdude- und Gebdudeneben- 25 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 112/2 nach Strelitz

Lychen Gebdude- und Gebaudeneben- 16 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 112/3 nach Strelitz

Lychen Gebdude- und Gebéudeneben- 28 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 109/2 nach Strelitz

Lychen Gebéude- und Freiflache, 937 m?
Flur 11 Mischnutzung mit Wohnen,

Flurstiick 109/7 Springstralle 15

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 1 des Aufteilungs-
planes, 39,54 m? grof}, bestehend aus zwei Zimmern, Kochnische, Bad/WC,
gelegen im Erdgeschoss, links aufien von der Strafle aus gesehen.

Blatt 2416

Nr.

Gemarkung  Flur Flurstiick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofe

1

16,09/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick

Lychen Gebdude- und Gebdudeneben- 25 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 112/2 nach Strelitz

Lychen Gebdude- und Gebéudeneben- 16 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 112/3 nach Strelitz

Lychen Gebdude- und Gebdudeneben- 28 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 109/2 nach Strelitz

Lychen Gebiude- und Freiflidche, 937 m’
Flur 11 Mischnutzung mit Wohnen,

Flurstiick 109/7 Springstrale 15

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 2 des Aufteilungs-
planes, 81,37 m* groB3, bestehend aus drei Zimmem, Kiiche, Bad/WC, Diele,
gelegen im Erdgeschoss links von der Strafie aus gesehen.

Blatt 2419

Nr.

Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1

12,49/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick

Lychen Gebéude- und Gebdudeneben- 25 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 112/2 nach Strelitz

Lychen Gebéude- und Gebdudeneben- 16 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 112/3 nach Strelitz

Lychen Gebéude- und Gebdudeneben- 28 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 109/2 nach Strelitz

Lychen Gebéude- und Freiflache, 937 m?
Flur 11 Mischnutzung mit Wohnen,

Flurstiick 109/7 Springstrafle 15

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 5 des Aufteilungs-
planes, 63,14 m? grof3, bestehend aus drei Zimmern, Kiiche, Bad/WC, Flur,
gelegen im Erdgeschoss rechts aullen, von der Strale aus gesehen.

Blatt 2420

Nr.

Gemarkung  Flur Flurstiick ~ Wirtschaftsart und Lage GroBe

1

16,56/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick

Lychen Gebéude- und Gebdudeneben- 25 m’
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 112/2 nach Strelitz

Lychen Gebéude- und Gebdudeneben- 16 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 112/3 nach Strelitz

Lychen Gebéude- und Gebdudeneben- 28 m’
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 109/2 nach Strelitz
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Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle
Lychen Gebiude- und Freifliche, 937 m?
Flur 11 Mischnutzung mit Wohnen,

Flurstiick 109/7 Springstrale 15

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 6 des Aufteilungs-
planes, 83,73 m? groB, bestehend aus zwei Zimmern, Kiiche, Bad/WC, Loggia
und Diele, gelegen im Obergeschoss, links, von der Strafie aus geschen.

Blatt 2422

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 12,17/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick

Lychen Gebdude- und Gebdudeneben- 25 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 112/2 nach Strelitz

Lychen Gebdude- und Gebdudeneben- 16 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 112/3 nach Strelitz

Lychen Gebdude- und Gebdudeneben- 28 m?
Flur 11 flachen, Rechts des Weges

Flurstiick 109/2 nach Strelitz

Lychen Gebiude- und Freifliche, 937 m?
Flur 11 Mischnutzung mit Wohnen,

Flurstiick 109/7 Springstrale 15

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 8 des Aufteilungs-
planes, 61,55 m* groB3, bestehend aus zwei Zimmern, Kiiche, Bad/WC, Flur,
gelegen im Obergeschoss rechts aufen, von der Strafle aus gesehen.

laut Gutachter:

5 Eigentumswohnungen teilweise im Erdgeschoss und Oberge-
schoss (Wohnfldchen ca. 39,54 m ? - 83,73 m?) in dem 2-ge-
schossigen, nicht unterkellerten Gebdudekomplex (ehemaliges
Betreibsgeldnde mit Werkstattteil, Wohnhaus und Biiroanbau),
gelegen in 17279 Lychen, Springstrafle 15,

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Gr undbiicher
am 04.09.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: insgesamt 213.200,00 EUR.

- fiir Wohnung Nr. 1 (Lychen Blatt 2415): 24.500,00 EUR

- fiir Wohnung Nr. 2 (Lychen Blatt 2416): 52.300,00 EUR

- fiir Wohnung Nr. 5 (Lychen Blatt 2419): 42.100,00 EUR

- fiir Wohnung Nr. 6 (Lychen Blatt 2420): 52.200,00 EUR

- fiir Wohnung Nr. 8 (Lychen Blatt 2422): 42.100,00 EUR
Geschéfts-Nr.: 7 K 399/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 29. September 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Sachsenhausen Blatt 257 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage GroBe

1 Sachsenhausen 5 164/1 827 m?

laut Gutachter:

bebaut mit einem 4-geschossigen Wohn- und Geschéftshaus
mit ausgebautem Dachgeschoss, einem 2-geschossigen ge-
werblich genutzten Gebaude (Gaststitte und Beherbergung)
mit ausgebautem Dachgeschoss und Schuppen in 16515 Ora-
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nienburg OT Sachsenhausen, Chausseestrafie 43/Dr. Kurt-
Scharf-Strafle

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
01.11.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 432.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 489/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Freitag, 2. Oktober 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Stegelitz Blatt 491 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung geméal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofe

Gebéude- und Freiflache Wohnen,
Fredenwalder Weg 5 a 554 m?

1 Stegelitz 14 137

3zul Grunddienstbarkeit (Wegerecht) an dem Gr undstiick
Gemarkung Stegelitz Flur 14 Flurstiick 139 (zzt. ein-
getragen im Grundbuch von Stegelitz Blatt 470).

4zul Grunddienstbarkeit (Geh-und Fahrrecht) an dem
Grundstiick Gemarkung Stegelitz Flur 14 Flurstiick 138
(zzt. eingetragen im Grundbuch von Stegelitz Blatt 595).

laut Gutachter: Wohngrundstiick in 17268 Flieth-Ste gelitz,
Fredenwalder Weg 5 a, bebaut mit einem Einfamilienhaus
(Bj. 1994, eingeschossig mit ausgebautem Dachgeschoss)
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
05.10.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 126.000,00 EUR.
Geschafts-Nr.: 7 K 450/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 13. Oktober 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strafle 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die
im Grundbuch von Neuruppin Blatt 3061 eingetragene Kaser-
nenstube, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

Anteil an Bbl. (ungetr. Hofraum) 759,
Erich-Miihsam-Str. 17
Einheitswert-Nr. 148/0270/017/032 des
Finanzamtes Neuruppin

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um eine vermietete Kasernenstube
in der Erich-Miithsam-Strafe 17 (Erdgeschoss rechts hinten) in

16816 Neuruppin.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.09.2006 eingetragen worden.

1 Neuruppin unvermessen

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 9.800,00 EUR.

Ansprechpartner Kreditinstitut: Tel.: 03391 811234
Geschifts-Nr.: 7 K 439/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 13. Oktober 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppinin 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Stra3e 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die
im Grundbuch von Neuruppin Blatt 3061 eingetragene Kaser-
nenstube, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Neuruppin Anteil an Bbl. (ungetr. Hofraum) 759,

Erich-Miihsam-Str. 17
Einheitswert-Nr. 148/0270/017/032 des
Finanzamtes Neuruppin

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um eine vermietete Kasernenstube
in der Erich-Miithsam-Strafle 17 (Erdgeschoss rechts hinten) in

16816 Neuruppin.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.09.2006 eingetragen worden.

unvermessen

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 9.800,00 EUR.

Ansprechpartner Kreditinstitut: Tel.: 03391 811234
Geschifts-Nr. 7 K 439/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 13. Oktober 2009, 14:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Schonermark Blatt 68 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 3, Gemarkung Schonermark, Flur 2, Flurstiick 55, Hof-
raum, Garten und Acker, im Dorfe, 10.620 m* grof3
laut Gutachter: Dorfstrafle 38/40 in 16845 Stiidenitz-Schoner-
mark, bebaut mit einem Zw eifamilienwohn-
haus mit Nebengebiduden und Hallen
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
25.08.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 112.000,00 EUR.

Im Termin am 28.04.2009 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital wertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 7 K 397/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 14. Oktober 2009, 10:30 Uhr



1598 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 32 vom 19. August 2009

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Straf3e 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das
im Grundbuch von Neuruppin Blatt 5868 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage GroBe

Gebaude- und Freiflache, 1.446 m*
ungenutzt, Treskower Ring

211 Neuruppin 26 663

gemif Gutachten: unbebautes Grundstiick (baureifes Land) in
16816 Neuruppin, Treskower Ring,

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

22.06.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 79.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 252/07

Zwangsversteigerung

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am
Mittwoch, 14. Oktober 2009, 13:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-

ruppin, Karl-Marx-Stralle 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das

im Grundbuch von Bietikow Blatt 99 eingetragene Grundstiick,

Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

5  Bietikow 3 30 Hof- und Gebiudefliche, 2412 m?

Gartenland, Im Dorfe

gemdl Gutachten: bebaut mit einem 1-geschossigen Einfami-
lienwohnhaus (Reihenendhaus) mit Anbau-
ten (Baujahr 1949, Veranda 1995) in 17291
Uckerfelde OT Bietikow, Birkenweg 38,

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

30.07.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 59.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 272/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Montag, 19. Oktober 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebédude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die in
den Grundbiichern von Meyenburg Blatt 2679 und 2685 einge-
tragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemal Bestandsverzeich-
nis:

Blatt 2679

Bezeichnung gemédl Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Meyenburg 4 100 Gebdude- und Freiflidche 858 m?
Betriebsfliche
Plauer Strale

2 Meyenburg 4 103 Gebdude- und Freiflidche 876 m*
Betriebsflidche

Plauer Strafie

Blatt 2685

Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Meyenburg 4 101 Gebéude- und Freifliche 1.696 m*
Betriebsfliche
Plauer Strafle

2 Meyenburg 4 102 Gebdude- und Freifliache 779 m?
Betriebsfliche

Plauer Strafie

Gebéude- und Freifliche 2.553 m?
Betriebsflache

Plauer Strafle

3 Meyenburg 4 107/1

gemdl Gutachten: Gewerbegrundstiicke, bebaut mit einem SB-
Markt und P avillion (Bj. 1991) in 16945
Meyenburg, Plauer Strafle 23 - 31

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Gr undbiicher

am 01.11.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt

auf insgesamt: 910.000,00 EUR.

a) fir das Grundstiick Flur 4 Flurstiick 100 (Blatt 2679) auf
40.000,00 EUR

b) fiir das Grundstiick Flur 4 Flurstiick 103 (Blatt 2679) auf
170.000,00 EUR

¢) fiir das Grundstiick Flur 4 Flurstiick 101 (Blatt 2685) auf
420.000,00 EUR

d) fiir das Grundstiick Flur 4 Flurstiick 102 (Blatt 2685) auf
180.000,00 EUR

e) fur das Grundstiick Flur 4 Flurstiick 107/1 (Blatt 2685) auf
100.000,00 EUR.

Geschéfts-Nr.: 7 K 493/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 20. Oktober 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Putlitz Blatt 1539 eingetragene Grundstiick
und Gebédudeeigentum, Bezeichnung geméal3 Bestandswrzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage GroBe
1 Gebdude auf
Putlitz 7 14/28 Hof- und Gebéudefliche 517 m?
Im Siedefeld
2 Putlitz 7 14/28 Hof- und Gebéudefliche 517 m?
Im Siedefeld

versteigert werden.

Lt. Gutachter handelt es sich um das mit einem voll unterkeller-
ten Einfamilienhaus in Holz-/Massivbauweise (Bj. ca. 1978)
bebaute Grundstiick in 16949 Putlitz, Birkenweg 7.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.06.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf insgesamt: 58.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 315/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 20. Oktober 2009, 13:00 Uhr
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im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die im
Grundbuch von Kyritz Blatt 4405 cingetragenen Grundstiicke,
Bezeichnung gemédl Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

Gebéude- und Gebdude- 497 m?
nebenfldchen,

Westfahlen

Gebiude- und Gebaude- 1.364 m*
nebenflachen,

Westfahlen

Gebiude- und Gebaude- 4.029 m’
nebenfldchen,

Westfahlen

Gebiude- und Gebaude- 3.885m’
nebenflachen,

Westfahlen

Strafle, Holzhausener Straf3e 29 m?
Gebéude- und Freifliache 583 m?
- Wohnen -

Holzhausener Strafie

2 Kyritz 27 4172

3 Kyritz 27 42/5

4 Kyritz 27 62/7

5 Kyritz 27 62/9

7 Kyritz 27 431
Kyritz 27 432

laut Gutachter:

Geschéftsgrundstiicke in 16866 Kyritz, Holzhausener Strafle 58
(Flurstiicke 42/5, 41/2, 432, 431) bebaut mit einem Geschiftsge-
béude welches derzeit als Elektrofachhandel genutzt wird, einem
leer stehenden Geschiftsgebdude (ehemalig Schlecker-Markt) und
einem Lagergebdude und einem ehemaligen Heizhaus; Holzhau-
sener Strafle 73 (Flurstiicke 62/7, 62/9) bebaut mit einem Werk-
statt-/Lagergebdude welches derzeit als Auto-Selbsthilfe-Werkstatt
genutzt wird, einem als Wohnung und Lager genutzten Gebédude
und einem Werkstatt-/Lagergebdude mit Biirotrakt)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.10.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

- insgesamt: 240.246,00 EUR
- Grundstiick Ifd. Nr. 2 (Kyritz Flur 27

Flurstiick 41/2) 1,00 EUR
- Grundstiick Ifd. Nr. 3 (Kyritz Flur 27

Flurstiick 42/5) 130.000,00 EUR
- Grundstiick Ifd. Nr. 4 (Kyritz Flur 27

Flurstiick 62/7) 40.000,00 EUR
- Grundstiick Ifd. Nr. 5 (Kyritz Flur 27

Flurstiick 62/9) 20.000,00 EUR
- Grundstiick 1fd. Nr. 7 (Kyritz Flur 27

Flurstiick 431, 432) 50.245,00 EUR

Geschéfts-Nr.: 7 K 469/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 20. Oktober 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 325, die im
Grundbuch von Hennigsdorf Blitter 3156, 3173, 4000, 4017
eingetragenen Wohnungseigentume und Teileigentume, Be-
zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:

Blatt 3156:
Nr. Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle
1 Miteigentumsanteil von 1/786 am Grundstiick
Hennigsdorf 6 87/1 Gebdude- u. Gebdude- 4.988 m’
nebenflachen,
An der Poststralie
6 88/1 Gebiude- u. Gebdude-
nebenfldchen,
An der Poststralie
6 89/1 Gebiude- u. Gebdude-
nebenfldchen,
An der Poststralie
6 80/1

verbunden mit Sondereigentum an dem Stellplatz im  Aufteilungsplan be-
zeichnet mit Nr. A 111.

Das Miteigentum ist beschriankt durch die zu den anderen Miteigentumsan-
teilen gehdrenden Sondereigentumsrechte, eingetragen in den Bléttern 3046
bis 3831 (ausgenommen dieses Grundbuchblatt).
VerauBerungsbeschrinkung: Zustimmung durch Verwalter

Ausnahmen:

Erstverduferung, VerduBerung an Ehegatten, an Verwandte gerader Linie, an
Verwandte zweiten Grades der Seitenlinie, VerduBerung durch Konkursver-
walter, VerdufBerung im Wege der Zwangsvollstreckung.

Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf Bewil-
ligung vom 25. August 1993 - UR.Nr 555/93 vor Notar Dr. Diekmeyer in Bie-
lefeld - bei gleichzeitiger Vereinigung der Grundstiicke aus Blatt 2964 iiber-
tragen am 29. April 1994.

Blatt 3173:
Nr. Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Miteigentumsanteil von 1/786 am Grundstiick
Hennigsdorf 6 87/1 Gebidude- u. Gebdude- 4.988 m’
nebenflachen,
An der Poststralie
Gebiude- u. Gebdude-
nebenfldchen,
An der Poststralie
Gebdude- u. Gebdude-
nebenfldchen,
An der Poststralie

6 88/1

6 89/1

6 80/1
verbunden mit Sondereigentum an dem Stellplatz im  Aufteilungsplan be-
zeichnet mit Nr. A 128.
Das Miteigentum ist beschrankt durch die zu den anderen Miteigentumsan-
teilen gehdrenden Sondereigentumsrechte, eingetragen in den Bléttern 3046
bis 3831 (ausgenommen dieses Grundbuchblatt).
VerauBerungsbeschrinkung: Zustimmung durch Verwalter
Ausnahmen:
Erstverduferung, VerduBerung an Ehegatten, an Verwandte gerader Linie, an
Verwandte zweiten Grades der Seitenlinie, VerduBerung durch Konkursver-
walter, VerduBerung im Wege der Zwangsvollstreckung.
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf Bewil-
ligung vom 25. August 1993 - UR.Nx 555/93 vor Notar Dr. Diekmeyer in Bie-
lefeld - bei gleichzeitiger Vereinigung der Grundstiicke aus Blatt 2964 iiber-
tragen am 29. April 1994.

Blatt 4000:
Nr. Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Miteigentumsanteil von 34,52/1.000 am Grundstiick

Hennigsdorf 5 9/2 Gebiude- und Gebaude- 562 m’
nebenflachen,
5 10/2 Zwischen Rathenaustrafie und
5 11/4 Fontanestr.

verbunden mit Sondereigentum an derWohnung im 1. Obergeschoss im Auf-
teilungsplan bezeichnet mit Nr. 11 nebst einem mit gleicher Ziffer gekenn-
zeichneten Kellerraum.

Das Miteigentum ist beschrinkt durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen
gehorenden Sondereigentumsrechte, eingetragen in den Bléttern 3990 - 4020
(ausgenommen dieses Grundbuchblatt).
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Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofe

VerduBerungseinschriankung: Zustimmung durch Verwalter

Ausnahmen:

ErstverduBerung, VerduBerung an Ehegatten, an Verwandte gerader Linie, an
Verwandte zweiten Grades der Seitenlinie, Verduerung durch Konkursver-
walter, VerduBerung im Wege der Zwangsvollstreckung.

Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf Bewilli-
gung vom 8. Dezember 1993 und 6 April 1994 - UR Nr843/93 und 248/94 No-
tar Dr. Dickmeyer in Bielefeld; iibertragen aus Blatt 2957 bei gleichzeitigerVer-
einigung der Grundstiicke; iibertragen am 6. Dezember 1994

Blatt 4017:
Nr. Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle
1 Miteigentumsanteil von 22,38/1.000 am Grundstiick
Hennigsdorf 5 9/2 Gebdude- und Gebéude- 562 m?
nebenfldchen,
5 10/2 Zwischen Rathenaustrafle und
5 11/4 Fontanestr.

verbunden mit Sondereigentum an derWohnung im 3. Obergeschoss im Auf-
teilungsplan bezeichnet mit Nr. 28 nebst einem mit gleicher Zif fer gekenn-
zeichneten Kellerraum.
Das Miteigentum ist beschréinkt durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen
gehorenden Sondereigentumsrechte, eingetragen in den Blitter n 3990 - 4020
(ausgenommen dieses Grundbuchblatt).
VerduBerungseinschriankung: Zustimmung durch Verwalter
Ausnahmen:
ErstverdufBerung, VerduBerung an Ehegatten, an Verwandte gerader Linie, an
Verwandte zweiten Grades der Seitenlinie, VerduBerung durch Konkursver-
walter, VerduBerung im Wege der Zwangsvollstreckung.
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf Bewil-
ligung vom 8. Dezember 1993 und 6.April 1994 - UR Nt 843/93 und 248/94
Notar Dr. Diekmeyer in Bielefeld; libertragen aus Blatt 2957 bei gleichzeiti-
ger Vereinigung der Grundstiicke; tibertragen am 6. Dezember 1994
versteigert werden.
Laut Gutachter handelt es sich um 2 v ermietete Eigentumswoh-
nungen (54 m? und 35 m? WflL.) in der Havelpassage 14 nebst
2 Kfz-Stellplétze im Parkhaus in der Poststrale in 16761 Hennigs-
dorf.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

04.11.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: insgesamt 127.000,00 EUR.

Ansprechpartner Kreditinstitut: Tel.: 089 37848949
Geschifts-Nr.: 7 K 428/08

Zwangsversteigerung

Zum Zwecke der Authebung der Gemeinschaft soll am
Freitag, 23. Oktober 2009, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-

ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im

Grundbuch von Glienicke Blatt 2400 eingetragene Grundstiick,

Bezeichnung geméal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle
1 Glienicke 12 6 K.-Liebknecht-Str. 28 1.199 m*

laut Gutachten: unbebautes Grundstiick Karl-Liebknecht-Stra-
e 28 in 16548 Glienicke/Nordbahn

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.08.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 119.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 349/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 26. Oktober 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Wohnungsgrundbuch von Wittenberge Blatt 6246 eingetragene
Wohnungseigentum, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 2.008,26/10.000 Miteigentumsanteil an
Wittenberge 9 20/1 Gebdude- und Freifldche 292 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der im Aufteilungsplan mit Nr. 13
bezeichneten Wohnung im Erdgeschoss nebst Kellerraum Nr. 13.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gundbuchblatt angelegt (Blatt 6246 bis
Blatt 6251).
Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mit-
eigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte beschrinkt.
Das Wohnungseigentum ist verduflerlich. Die VerduBerung bedarf nicht der
Zustimmung des Verwalters.
Im Ubrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhalts des Sondereigen-
tums auf die Eintragungsbewilligung vom 18. Mai 1998 (UR 619/1998 des
Notars Eckart Wassermann in Nordhorn) Bezug genommen. Eingetragen am
09.12.1998.

laut Gutachten: 3-Raumwohnung mit Flur, Kiiche, Bad sowie
Kellerraum, Wohnflache ca. 52 m %, gelegen
19322 Wittenberge, Maxim-Gorki-Str. 5

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

21.02.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 47.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 73/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Authebung der Gemeinschaft soll am

Montag, 26. Oktober 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18a, 1. Obergeschoss, Saal 215 das im
Grundbuch von Meichow Blatt 322 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung gemédl Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage GroBe
1 Meichow 2 159 Gebaude- und Freiflache, 2211 m?
Erholungsflédche,
Dorfstrale 25

laut Gutachten bebaut mit einem teilunterkellerten Einfamilien-
wohnhaus und Nebengebduden (Stallgebdude, zwei Garagen
und sonstige Gebdude einfachster Art), gelegen Meichower Str. 25
in 17291 Gramzow OT Meichow,

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.07.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 39.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 53/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Montag, 26. Oktober 2009, 14:00 Uhr
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im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18a, 1. Ober geschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Ludwigsaue Blatt 128 eingetragene Grundstiick,

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage GroBe
1 Ludwigsaue 1 206 Dorfstrafie 14 3.882m?

laut Gutachten bebaut mit einem teilunterk ellerten Einfamilien-
wohnhaus (W1l. ca. 90 m ?) und Nebengebaude (Nfl. ca. 22 m ?),
gelegen Ludwigsauer Dorfstr. 14 in 16766 Kremmen, O T Lud-
wigsaue,

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.10.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt

auf 54.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 214/08

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 2. Oktober 2009, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von
Oberjiinne Blatt 287 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Flur 4, Flurstiick 36, Gebdude- und Freiflache,

Oberjiinne 7, 823 m?
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einem Einf amilienhaus, Baujahr ca.
1924, ca. 156 nt Wohnflédche, bebaut. Beschreibung geméf Gut-
achten - ohne Gewibhr.
Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
20.11.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 48.000,00 EUR.

Im Termin am 17.04.2009 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieSlich des Kapitalvertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen b leibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:2 K 456/07

Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung
der Gemeinschaft
Im Wege der Teilungsversteigerung sollen am
Dienstag, 6. Oktober 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, die im Grundbuch
von Potsdam Blatt 1059 eingetragenen Grundstiicke, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1:  Gemarkung Potsdam, Flur 23, Flurstiick 653, Ge-
bdude- und Gebidudenebenflachen Stralle der Ge-
meinschaft 6, grof3: 485 m’
Ifd. Nr. 2:  Gemarkung Potsdam, Flur 23, Flurstiick 666, Garten-
land, An der Strae der Gemeinschaft, grof3: 467 m’

Ifd. Nr. 3:  Gemarkung Potsdam, Flur 23, Flurstiick 667, Garten-
land, An der Strae der Gemeinschaft, grof3: 215 m?

Ifd. Nr. 4:  Gemarkung Potsdam, Flur 23, Flurstiick 675, Gar-
tenland, An der Leninallee, grof3: 940 m*

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 520.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Die Einzelwerte betragen:

Flurstiick 653 = 120.000,00 EUR
Flurstiick 666 = 115.000,00 EUR
Flurstiick 667 = 53.000,00 EUR
Flurstiick 675 = 232.000,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 26.08.2008 eingetra-
gen worden.

Die Grundstiicke sind in der Sellostraf3e 6, 14471 Potsdam, ge-
legen und mit einem Wohnhaus (stark sanierungsbediirftiges,
denkmalgeschiitztes Vorderhaus) mit Nebengebduden bebaut.
Die Grundstiicke befinden sich im Bereich der Erhaltungssat-
zung ,,Brandenburger Vorstadt*.

AZ:2 K 350/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 14. Oktober 2009, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-

dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von

Damsdorf Blatt 815 eingetragene Wohnungseigentum, Be-

zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 162/3.000 Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick
Gemarkung Damsdorf, Flur 2, Flurstiick 99/2, Ge-
bdude- und Gebdudenebenflichen, Am Vogelstan-
genberg, 3.200 m’

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im ersten

Obergeschoss rechter Eingang rechts und zwei Kellerrdumen im

Aufteilungsplan jeweils mit Nr. 16 bezeichnet

versteigert werden.

Eigentumswohnung in der Gohlsdorfer Str. 18, 1. OG, 4 Zim-

mer, Balkon, ca. 75 m? Wohnfldche. Beschreibung gemaf3 Gut-

achten - ohne Gewébhr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Gr undbuch am

09.05.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 14.000,00 EUR.

Im Termin am 25.01.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalvertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:2K 116/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 15. Oktober 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
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von Wustermark Blatt 1814 eingetragene Grundstiick, Be-

zeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Wustermark, Flur 20, Flurstiick 42,
Gebaude- und F reiflache, Landwirtschaftsflache,
Kirchstr. 3, grof3: 8.480 m’

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 69.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 19.11.2008 eingetra-
gen worden.

Das Grundstiick ist in der Kirchstraf3e 3, 1464 IWustermark, OT
Dyrotz, gelegen und bebaut mit einem Zweifamilienhaus in der
Art eines Doppelhauses (Bj. geschitzt 1925) sowie einer Scheu-
ne, einem Nebengebdude und einem Schuppen. Letztere befin-
den sich in einem sehr schlechten Zustand. Der nordwestliche
Grundstiicksteil ist unbebaut.

AZ: 2 K 440/08

Zwangsversteigerung
Zum Zwecke der Aufthebung der Gemeinschaft sollen am
Donnerstag, 15. Oktober 2009, 13:30 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-

geschoss, Saal 304.1, die im Grundbuch von Senzke Blatt 217

eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemal Bestandsver-

zeichnis:

Ifd. Nr. 1, Flur 3, Flurstiick 21, Ackerland, Am Schoneberg,
grof3: 17.878 m?

1fd. Nr. 3, Flur 3, Flurstiick 25, Ackerland, Am Schoneberg,
grof3: 32.121 m?
Flur 5, Flurstiick 40, Griinland, Grof3es Moor, grof3:
10.392 m?
Flur 6, Flurstiick 24, Griinland, Kanalwiesen, grof3:
9.866 m*

1fd. Nr. 4, Flur 7, Flurstiick 15, Holzung, An der alten Heer-
stralle, grof3: 48.594 m?

versteigert werden.

Laut Gutachten handelt es sich um unbebaute Wald-, Acker- und

Griinflachen.

Der Versteigerungsvermerk wurde am 10.11.2008 in das ge-

nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 31.100,00 EUR.

Es entfillt auf

Grundstiick Ifd. Nr. 1 ein Betrag von 6.600,00 EUR, auf das
Grundstiick 1fd. Nr. 3 ein Betrag von 17.200,00 EUR und auf
Grundstiick 1fd. Nr. 4 ein Betrag von 7.300,00 EUR.
AZ:2K 411/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am

Freitag, 16. Oktober 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), die folgenden eingetra-
genen Miteigentumsanteile an dem Grundstiick
Gemarkung Fahrland, Flur 3, Flurstiick 413, Gebéude- und Frei-
flache, Déberitzer Str. 21, grof3 2.254 m?,
Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

I. Grundbuch von Fahrland Blatt 2341

Ifd. Nr. 1: 207/10.000 Miteigentumsanteil verbunden mit dem
Sondereigentum an der Wohnung im Haus 4, im Erdgeschoss,
im Aufteilungsplan mit Nr. 04.01 bezeichnet nebst Sonder-
nutzungsrecht an dem Abstellraum MK 04.01 im Kellerge-
schoss

II. Grundbuch von Fahrland Blatt 2376

Ifd. Nr. 1: 51/10.000 Miteigentumsanteil verbunden mit dem
Sondereigentum an dem Tiefgaragenplatz im Aufteilungsplan
mit Nr. 001 bezeichnet

postalisch Doberitzer Str. 21
versteigert werden.

1-Zimmer-Wohnung nebst Balkon (ca. 50,7 n¥ Wohnfldche) und
Stellplatz. Vermietet. Beschreibung gemaB Gutachten - ohne
Gewihr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in die Grundbiicher am
15.02.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf  67.500,00 EUR.
Es entfallen auf die Wohnung = 62.000,00 EUR,
den Stellplatz 5.500,00 EUR.
AZ:2 K 37/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Freitag, 16. Oktober 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von
Werder Blatt 5121 eingetragene Teileigentum, Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 1.656/10.000 Miteigentumsanteil an Flur 11, Flur-
stiick 36/1, Gebdude- und F reiflache, Gewerbe und Industrie,
Kemnitzer Str. 42, 43, 44, 45, 46, 47 mit 2.152 n¥
verbunden mit dem Sondereigentum an der Ladenfldche Nr. 19
nebst Stellpldtzen in der Tiefgarage im Aufteilungsplan mit Nr. 59
und 60 bezeichnet
sowie Sondernutzungsrechten an den Stellpldtzen S 27 - S 33
versteigert werden.
Geschéftsrdume im Erdgeschoss links des Hauses Kemnitzer
Str. 42 - 47, ca. 192 nt Nutzflache. Vermietet. Beschreibung ge-
mél Gutachten - ohne Gewihr.
Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
16.11.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 300.000,00 EUR.
Es entfallen auf die Miteigentumsanteile je 150.000,00 EUR.

Im Termin am 22.04.2009 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach denVersteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

AZ:2 K 369/07
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Zwangsversteigerung/2. Termin - keine Grenzen
(5/10 und 7/10)

Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 20. Oktober 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Treuenbrietzen Blatt 3170 cingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 6: Gemarkung Treuenbrietzen, Flur 8, Flurstiick 397,

Gebdude- und F reifldche, Fritz-Reuter-Str., grof3:

1.053 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 31.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 09.05.2007 eingetra-
gen worden.

Das Grundstiick ist in der Fritz-Reuter-Straf3e 9, 14929 Treuen-
brietzen gelegen und unbebaut. Es befindet sich in einem neu er-
richteten Einfamilien-Wohnhausgebiet.

Im Termin am 12.05.2009 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

AZ:2 K 70/07

Zwangsversteigerung/2. Termin - keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 22. Oktober 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Wohnungs-
grundbuch von Niemegk Blatt 2243 eingetragene Wohnungs-
eigentum, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1:  811/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Niemegk, Flur 1, Flurstiick 95/1, Ge-
baude- und Freifliche, WaldstraBe 6, grof3: 760 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an derWohnung im 2. Ober-
geschoss Nr. W8 des Aufteilungsplanes; mit Kellerraum W8 des
Aufteilungsplanes. Es besteht Sondemutzungsrecht an den Kfz-
Stellpldtzen Nr. 12, 15, 17.

versteigert werden.
Der Verkehrswert ist auf 43.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 19.06.2008 eingetra-
gen worden.

Die Eigentumswohnung ist in einem 3-geschossigen Wohnhaus
mit ausgebautem Dachgeschoss (Bj. 1997) in der Waldstraf3e 6,
14823 Niemegk, im 2. Obergeschoss Mitte gelegen. Sie verfiigt
iiber 2 Zimmer, Flur, Kiiche, Bad und Balk on mit ca. 57 m ?
Wohnfldche.

Im Termin am 23. Juli 2009 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot die Halfte des Verkehrswertes
nicht erreicht hat.

AZ: 2K 240-1/08

Zwangsversteigerung/2. Termin - keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 22. Oktober 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Wohnungs-
grundbuch von Niemegk Blatt 2245 eingetragene Wohnungs-
eigentum, Bezeichnung gemdB Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1:  854/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Niemegk, Flur 1, Flurstiick 95/1, Ge-
baude- und Freifliche, WaldstraBe 6, grof3: 760 m*
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Dach-
geschoss Nr. W10 des Aufteilungsplanes; mit Kellerraum W10
des Aufteilungsplanes. Es besteht Sondernutzungsrecht an den
Kfz-Stellpldtzen Nr. 13.

versteigert werden.
Der Verkehrswert ist auf 48.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 20.06.2008 eingetra-
gen worden.

Die Eigentumswohnung ist in einem 3-geschossigen Wohnhaus
mit ausgebautem Dachgeschoss (Bj. 1997) in der Waldstrafle 6,
14823 Niemegk, im Dachgeschoss links gelegen. Sie verfiigt iiber
2 Zimmer, Flur, Kiiche, Bad und Balkon mit ca. 58 nt Wohnfléche.

Im Termin am 23. Juli 2009 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot die Halfte des Verkehrswertes
nicht erreicht hat.

AZ:2 K 240-2/08

Zwangsversteigerung/2. Termin - keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 22. Oktober 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Wohnungs-
grundbuch von Niemegk Blatt 2253 eingetragene Wohnungs-
eigentum, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1:  376/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Niemegk, Flur 1, Flurstiick 95/12, Ge-
baude- und Freiflache, Kunads Garten 1, grof3: 904 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an derWohnung im 1. Ober-
geschoss Nr. W7 des Aufteilungsplanes und mit Balkon W7 des
Aufteilungsplanes.

versteigert werden.
Der Verkehrswert ist auf 24.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 20.06.2008 eingetra-
gen worden.

Die Eigentumswohnung ist in einem 3-geschossigen Wohnhaus
mit ausgebautem Dachgeschoss (Bj. 1997) in Kunads Garten 1,
14823 Niemegk, im 1. Obergeschoss Nordgiebel gelegen. Sie
verfiigt iiber 1 Zimmer, Flur, Kochnische, und Duschbad mit ca.
27 m* Wohnfléche.

Im Termin am 23. Juli 2009 ist der Zuschlag versagt worden,
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weil das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Verkehrswertes
nicht erreicht hat.
AZ:2 K 240-3/08

Zwangsversteigerung/2. Termin - keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 22. Oktober 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Wohnungs-
grundbuch von Niemegk Blatt 2254 eingetragene Wohnungs-
eigentum, Bezeichnung gemdB Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1:  384/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Niemegk, Flur 1, Flurstiick 95/12, Ge-
béude-und Freiflache, Kunads Garten 1, grof3: 904 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an derWohnung im 1. Ober-
geschoss Nr. W8 des Aufteilungsplanes

versteigert werden.
Der Verkehrswert ist auf 23.500,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 19.06.2008 eingetra-
gen worden.

Die Eigentumswohnung ist in einem 3-geschossigen Wohnhaus
mit ausgebautem Dachgeschoss (Bj. 1997) in Kunads Garten 1,
14823 Niemegk, im 1. Obergeschoss Mitte gelegen. Sie verfiigt
iber 1 Zimmer, Flur, Kochnische, und Duschbad mit ca. 27 m?
Wohnfléche.

Im Termin am 23. Juli 2009 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot die Halfte des Verkehrswertes
nicht erreicht hat.

AZ: 2 K 240-4/08

Zwangsversteigerung

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am
Donnerstag, 22. Oktober 2009, 13:30 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-

geschoss, Saal 304.1, das im Gundbuch von Caputh Blatt 2462

eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemal} Bestandsv er-

zeichnis:

Ifd. Nr. 1, Flur 2, Flurstiick 105, Gebdude- und Freifldche,

Strale der Einheit 39, grofl 687 m’

versteigert werden.

Laut Gutachten ist das Grundstiick mit einem 2 1/2-geschossi-

gen Praxishaus bebaut, Baujahr zwischen 1929 und 1931,

durchgreifende Sanierung im Jahre 2000. Postalische Anschrift:

Strale der Einheit 39. Zubehor wird nicht mitwersteigert.

Der Versteigerungsvermerk wurde am 01.02.2008 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 300.000,00 EUR.
AZ:2 K 39/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 23. Oktober 2009, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-

dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von

Beelitz Blatt 5173 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-

méif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Beelitz, Flur 4, Flurstiick 250, Geb&u-
de- und Freiflache, ungenutzt, Hermann-Lons-Str.,
461 m?

versteigert werden.

Einfamilienhaus, Baujahr 2003, ca. 97,6 nt Wohnfldche zuziigl.

ca. 50 m* Nutzflache im Keller. Garage. Beschreibung gemif

Gutachten - ohne Gewihr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am

24.04.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 184.000,00 EUR.
AZ:2K 161/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 23. Oktober 2009, 10.30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von
Borkwalde Blatt 1147 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Borkwalde, Flur 2, Flurstiick 611,
Gebdude- und Freifliche, ungenutzt, Olof-P alme-
Ring 11 b, 431 m’
versteigert werden.
Einfamilienhaus in Holzbauweise, Erstbezug 2000, ca. 111 m?
Wohnfldche zuziiglich ca. 19 m* Nutzflache. Garage. Beschrei-
bung gemil} Gutachten - ohne Gewihr.
Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
08.09.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 126.000,00 EUR.
AZ:2 K 251/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Mittwoch, 28. Oktober 2009, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Fredersdorf Blatt 775 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 6, Flurstiick 83/4, Erholungsfléche, Gebéude-

und Freiflidche Lindenallee 10, 9.618 n?,

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf insgesamt 1.200.000,00 EUR festge-
setzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 5. Mai 2008 eingetra-
gen worden.

Das Grundstiick ist mit einem Gutshaus (Bj. 1719, Sanier ung
und Restaurierung ab 2004) nebst massiv errichteten freistehen-
den Schuppen und Garagengebaude bebaut.
Die Baulichkeiten sind Bestandteil der Denkmalschutzliste. Ge-
schiitzt sind das Gutshaus mit Rirkanlage und ein Nebengebédude
(Scheune) des ehemaligen Gértnereigehdfts.
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Als Zubehor wird ein dlterer  Ackerschlepper mit Méhbalk en
rechts in gutem optischen Zustand (Traktor, ICH Typ D 320,
Farmail, 3-Zylinder Diesel, 1.631 ccm, 20 PS, Bj. ca. 1956 - 1962,
Stiickzahl 13.298) mitversteigert.

Verkehrswert: 3.500,00 EUR.

AZ: 2K 165/08

Zwangsversteigerung/3. Termin - keine Grenzen
(5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 3. November 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, im 2. Ober geschoss, Saal 304.1, die in den Wohnungs-
grundbiichern von Grofl Kreutz Blatt 797 bis Blatt 844 jeweils
unter Ifd. Nr. 1 des Bestandsverzeichnisses eingetragenen Woh-
nungseigentumsrechte, bestehend aus nachstehend angegebe-
nen 1.000-Miteigentumsanteilen an dem Gr undstiick Gemar-
kung Grof} Kreutz, Flur 3, Flurstiick 365/3, Ackerland, Ernst
Théalmann Stral3e, 4.529 m?,
verbunden mit nachstehend ange gebenen Sondereigentums-
rechten an den Einheiten laut Teilungsplan, versteigert werden:

Grof} Kreutz | 1.000-Miteigen- Nr. im Werte in
Blatt tumsanteil Teilungs- EUR
plan
797 28,740 1 18.500
798 25,004 2 16.100
799 28,740 3 19.100
800 25,004 4 16.600
801 28,740 5 19.700
802 25,004 6 17.200
803 28,740 7 20.300
804 25,004 8 17.700
805 12,973 9 8.400
806 16,556 10 10.700
807 12,973 11 8.600
808 16,556 12 11.000
809 12,973 13 8.900
810 16,556 14 11.400
811 12,973 15 9.200
812 16,556 16 11.700
813 22,685 17 14.600
814 19,042 18 12.300
815 22,685 19 15.100
816 19,042 20 12.700
817 22,685 21 15.600
818 19,042 22 13.100
819 22,685 23 16.100
820 19,042 24 13.500
821 28,740 25 18.500
822 25,004 26 16.100
823 28,740 27 19.100
824 25,004 28 16.600
825 28,740 29 19.700
826 25,004 30 16.500
827 28,740 31 20.300
828 25,004 32 17.700
829 12,973 33 8.400
830 16,556 34 10.700
831 12,973 35 8.600

Grof3 Kreutz | 1.000-Miteigen- Nr. im Werte in
Blatt tumsanteil Teilungs- EUR
plan
832 16,556 36 11.000
833 12,973 37 8.900
834 16,556 38 11.400
835 12.973 39 9.200
836 15,556 40 11.700
837 22.685 41 14.600
838 19,042 42 12.300
839 22.685 43 15.100
840 19,042 44 12.700
841 22.685 45 15.600
842 19,042 46 13.100
843 22,685 47 16.100
844 19,042 48 13.500
Summe 675.500

Die Verkehrswerte wurden gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG wie oben
angegeben festgesetzt.

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in die jeweiligen
Grundbiicher am 08.06.2006 (in Blatt 797 bis 825, 827 bis 844)
bzw. 28.12.2006 (in Blatt 826) eingetragen.

Laut Gutachten ist das Flurstiick 365/3 (postalische Anschrift:
14550 GroB3 Kreuz, Lindenstr. 2, 2a, 2b und Birkenstr. 4, 4a, 4b)
mit zwei Mehrfamilienhdusern bebaut.

In jedem der beiden Gebaude (Plattenbauten, Baujahr 1988/89;
erhebliche Baumingel und -schidden) befinden sich 24 der oben
genannten Eigentumswohnungen.

Im Termin am 23.07.2007 ist der Zuschlag ‘ersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ: 2K 199/06

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 21. Oktober 2009, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Klosterstrafie 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Mehrow Blatt 335 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Mehrow, Flur 2, Flurstiick 152, Gebéu-

de- und Freifliche, Sackgasse 3, Grofie: 1.544 m ?
laut Gutachten: Grundstiick, bebaut mit einem 2-gesch. Ein-
familienhaus, Baujahr ca. 2005, Wohnfldche ca. 139 m?, iiber-
dachte Terrasse an Siidseite, mittlerer bis gehobener ~Ausstat-
tungsstandard, kleinere Fertigstellungsarbeiten erforderlich, iiber
ca. 40 m’ d. Grundfliche verlduft eine Sackgasse, eigen genutzt
Lage: Sackgasse 3, 16356 Ahrensfelde OT Mehrow
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.10.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 145.000,00 EUR.
AZ:3 K 492/08



1606 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 32 vom 19. August 2009

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung iiber die Ungiiltigkeitserklirung
eines Dienstausweises

Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie

Der am 14.07.2009 durchVerlust abhanden gekommene Dienst-
ausweis des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Familie des Landes Brandenburg mit der DA-Nr. 111693, wird
hiermit fiir ungiiltig erklért.

* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechts-
datenbank BRAVORS, die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne
Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen
papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird hiervon nicht beriihrt.


Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechts-
datenbank BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne 
Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen 
papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird hiervon nicht berührt.


Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 32 vom 19. August 2009 1607



Amtsblatt fiir Brandenburg

1608 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 32 vom 19. August 2009

Herausgeber: Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Postanschrift: 14460 Potsdam, Telefon: 0331 866-0.
Der Bezugspreis betrégt jahrlich 56,24 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einzelpreise enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.
Die Berechnung erfolgt im Namen und fiir Rechnung des Ministeriums der Justiz des Landes Brandenturg.
Die Kiindigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zulédssig; sie muss bis spitestens 3 Monate or Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.
Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Anderungswiinsche und sonstige Anforderungen sind
an die Brandenburgische Universitétsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.
Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitétsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Karl-Liebknecht-Strafie 24 - 25, Haus 2,
14476 Golm (bei Potsdam), Telefon Potsdam 0331 5689-0

Das Amtsblatt fiir Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Ver6ffentlichungsblitter [ab 2000]),
seit 1. Januar 2007 auch mit sémtlichen Bekanntmachungen undAusschreibungen.


http:www.landesrecht.brandenburg.de

	Inhalt
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE
	BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
	Zwangsversteigerungssachen
	SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN
	Bekanntmachung über die Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises



